














Drucksache 19/700 – 78 – Deutscher Bundestag – 19. Wahlperiode

Ein anderes Beispiel zeigt, dass einigen Soldaten 
offenbar die Tragweite ihrer Handlungen und die Wir-
kung auf Dritte im Zusammenhang mit einer sexuel-
len Belästigung überhaupt nicht bewusst sind. 

Ein Soldat hatte mit einem Bildbearbeitungspro-
gramm auf ein unvorteilhaftes Bild seiner Vorgesetz-
ten einen Penis gemalt und es so gespeichert, dass 
andere Personen Zugriff auf die Darstellung hatten. 
Seine daraus resultierende Versetzung empfand er als 
ungerecht. Aus seiner Sicht war alles ein Spaß und die 
Veröffentlichung ein Versehen. 
Ebenso wenig sind unangemessene Berührungen oder 
sonstiges übergriffiges Verhalten zu akzeptieren. Sie 
können mittlerweile sogar einen Straftatbestand dar-
stellen. Im Jahr 2016 wurde das Sexualstrafrecht ent-
sprechend verschärft. Wann sexuelle Belästigung 
beginnt und was für Folgen sie hat, muss allen klar 
sein. Anurinieren und das Einreiben mit Sperma unter 
der Dusche sind keine Kavaliersdelikte und können 
ganz gewiss nicht als „kameradschaftliche Necke-
reien“ durchgehen.  
Den Wehrbeauftragten erreichen auch immer wieder 
Eingaben von Opfern, die sich mit ihrem Vorbringen 
in ihren Dienststellen nicht ernst genommen fühlen. 

So beklagte eine Soldatin, dass sie von ihrem ehe-
maligen Zugführer belästigt worden sei. Sie brachte 
gleichzeitig die Befürchtung zum Ausdruck, dass der 
Angelegenheit nicht ernsthaft nachgegangen werde 
und ihre Vorgesetzten den Vorgang verschleiern und 
unterdrücken würden.

Vielfach bestätigen sich solche Eindrücke bei der 
Überprüfung der jeweiligen Sachverhalte nicht. 
Häufig wird jedoch deutlich, dass die Belastungs-
situationen der Opfer sexueller Übergriffe durch 
Kommunikationsmängel unnötig verstärkt werden. 
So wurde von Kommandoseite im Rahmen der Über-
prüfung des Falles festgestellt, dass es zielführender 
gewesen wäre, die betroffene Soldatin wesentlich en-
ger in den Ermittlungsprozess einzubinden und früher 
zu informieren. Unerlässlich scheint es daher, Stellen, 
die mit der Aufarbeitung derartiger Vorfälle befasst 
sind, regelmäßig zu sensibilisieren. Es muss deutlich 
gemacht werden, wie wichtig ein einfühlsamer Um-
gang mit den Opfern ist. 
Zu beobachten war im Berichtsjahr aber auch, dass 
übergeordnete Bereiche entsprechende Vorfälle sehr 
ernst nehmen und Ermittlungsfehler klar benannt wer-
den. So wurde in einer Stellungnahme der Bundes-
wehr deutlich formuliert, dass die disziplinaren 
Ermittlungen in einem Fall von sexueller Belästigung 
als „Schlechtleistung des ermittelnden Offiziers“ zu 
werten seien und auch der nächsthöhere Vorgesetzte 
„erhebliche Schwächen in der Dienstaufsicht“ gezeigt 
habe. Dies war auch gegenüber den Soldaten deutlich 

zum Ausdruck gebracht worden. In einem anderen 
Fall kam ein Kommandeur in seiner Stellungnahme zu 
dem Schluss, dass in Teilen einer Kompanie „rote 
Linien in Bezug auf den Umgang miteinander durch 
verbale Entgleisungen und verstörende Handlungen 
deutlich überschritten wurden“. Diese selbstkritische 
Haltung ist zu begrüßen. Nur durch eine ehrliche und 
reflektierte Aufarbeitung von Vorfällen können nach-
haltige Veränderungen herbeigeführt werden.  

Manche Betroffene sehen sich erst dann in der Lage, 
das Erlebte bekannt zu machen, wenn sie ihren Stand-
ort im Rahmen einer Versetzung oder Kommandie-
rung verlassen haben. Im Bewusstsein Vieler hat das 
Verhalten solcher Hinweisgeber ein negatives Image. 
Ihr Melden wird häufig als illoyales Gebaren gegen-
über der Gruppe betrachtet – schnell wird jemand so 
zum Nestbeschmutzer. Das darf nicht sein. Hinweise 
auf die Verletzung von Regeln und Werten sind kein 
Verrat, sondern verantwortungsvolles Handeln. Das 
muss klar kommuniziert werden. Soldatinnen und 
Soldaten, die Missstände aufzeigen, machen sich 
diese Entscheidung oft nicht leicht. Eine gut funktio-
nierende Einheit muss Kritik aus ihren eigenen Reihen 
vertragen und sich damit konstruktiv auseinanderset-
zen können.  

Im Februar 2017 wurde im Verteidigungsministerium 
die Ansprechstelle Diskriminierung und Gewalt in 
der Bundeswehr eingerichtet. Diese steht allen akti-
ven und ehemaligen zivilen und militärischen Bundes-
wehrangehörigen offen, die Mobbing, Diskriminie-
rung, körperliche oder auch seelische Gewalt erfahren 
haben oder erfahren. Der Wehrbeauftragte hatte im 
letzten Jahresbericht angeregt, eine Hotline einzurich-
ten, an die sich Opfer sexueller Belästigung wenden 
können. 
Nach Auskunft der in der Ansprechstelle tätigen Mit-
arbeiter wird diese regelmäßig kontaktiert, acht bis 
zwölf Anrufe pro Woche werden verzeichnet, wobei 
Männer und Frauen im gleichen Verhältnis Unterstüt-
zung suchen. Mit ihren Entscheidungen und Empfeh-
lungen und indem sie Rechenschaft über ihre Tätig-
keit ablegt, kann die Ansprechstelle Verbesserungen 
in den Streitkräften bewirken. Wichtig ist hierbei, dass 
nicht der Eindruck entsteht, sie würde außerhalb des 
Rechtssystems stehen und Denunziationen Tür und 
Tor öffnen. Die Einzelfallaufklärung muss in jedem 
Fall, wie es das Gesetz vorsieht, über den Dienstweg 
erfolgen. Nur so ist ein fairer und vertrauensvoller 
Umgang auch in Konfliktsituationen gewährleistet. 

Im Zusammenhang mit der Aufklärung der öffentlich 
gewordenen Vorfälle am Ausbildungszentrum Spezi-
elle Operationen in Pfullendorf wurde das Ziel des fai-
ren und vertrauensvollen Umgangs nicht immer 
erreicht. Dieser Standort war neben den im Bericht 
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bereits geschilderten Fällen wegen zum Teil herab-
würdigender oder als herabwürdigend empfundener 
Praktiken in der lehrgangsgebundenen Sanitätsausbil-
dung und der frauenfeindlichen Gestaltung eines Auf-
enthaltsraumes in die öffentliche Berichterstattung 
geraten. 

In dem Aufenthaltsraum befanden sich über einen
längeren Zeitraum „als nettes Abschiedsgeschenk für 
einen Ausbilder“ eine Tanzstange und eine Leine mit 
Slips nebst einem auf eine Tafel geschmierten obszö-
nen Wort. Jeder Vorgesetzte, der den Aufenthaltsraum 
betreten hat, hätte diesen Zustand umgehend beenden 
und die Darstellung entfernen lassen müssen. Hierin 
liegt ein deutlicher Verstoß gegen die Grundsätze der 
Inneren Führung. 

Hinsichtlich der Ausbildungsmethoden haben die 
Ermittlungen auf der Grundlage nicht immer einheit-
licher und zum Teil widersprüchlicher Aussagen 
durchaus kritikwürdige Zustände ergeben. Von minis-
terieller Seite wurde ein bedenklicher Zustand im In-
neren Gefüge des Ausbildungszentrums Spezielle 
Operationen und ein systematischer Korrekturbedarf 
erkannt. Nicht nur aus diesem Grund war die Aus-
grenzung, wie sie die Soldatin erlebte, die auf die 
Zustände hinwies, in höchstem Maße unkamerad-
schaftlich. Es ist selbstverständlich, dass die Miss-
stände einer intensiven Prüfung unterzogen wurden. 
Hier wäre es zum Schutz aller betroffenen Soldatin-
nen und Soldaten allerdings wünschenswert gewesen, 
wenn dies auf eine sachlichere, Emotionen und vorei-
lige Schlussfolgerungen vermeidende Weise erfolgt 
wäre. Die Tatsache, dass personelle Konsequenzen in 
der Öffentlichkeit bekannt waren, bevor den Betroffe-
nen geplante Maßnahmen eröffnet wurden, führte zu 
einem Vertrauensverlust in die Führung. Dieser 
Umgang wird langjährig dienenden Soldaten zu einem 
Zeitpunkt, in dem sie mitten in der Aufklärung von 
Sachverhalten stehen, nicht gerecht.  

Die geschilderten Vorfälle haben unter anderem dazu 
geführt, dass die Bundeswehr den Überblick über die 
Meldungen von sexueller Nötigung, Vergewaltigung, 
Mobbing, Körperverletzung und ähnlichen Delikten 
verbessern möchte. Deshalb wurde im Bundesminis-
terium der Verteidigung nun eine Organisationsein-
heit geschaffen, die sich ausschließlich mit der Inne-
ren Lage der Bundeswehr befasst. Um darüber hinaus 
das Dunkelfeld in diesem Bereich auszuleuchten, gab 
es im Berichtsjahr Überlegungen, die Thematik mit 
Hilfe externer Experten sozialwissenschaftlich zu 
untersuchen. Diese selbstkritischen und zukunftsori-
entierten Ansätze sind zu begrüßen. Der Wert sozial-
wissenschaftlicher Forschung liegt auch darin, mit 
dem Ergebnis am Ende Einzelfälle besser einordnen 

zu können. Eine eventuelle Befragung von Soldatin-
nen und Soldaten muss aber freiwillig sein, über-
schaubar bleiben und den Daten- und Vertrauens-
schutz wahren.  

Soziale Medien 
Die Möglichkeiten der Sozialen Medien werden von 
Soldatinnen und Soldaten genauso selbstverständlich 
genutzt, wie dies im zivilen Bereich der Fall ist. Das 
stößt allerdings dann auf Probleme, wenn Bundes-
wehrangehörige beispielsweise den Kurznachrichten-
dienst WhatsApp zur Verbreitung dienstlicher 
Informationen nutzen. Hinweise dazu haben im 
Berichtsjahr zugenommen. So wurden auf diesem 
Wege Termine oder die Mitteilung, dass zum Dienst-
beginn in der Sporthalle im Sportanzug und nicht im 
Feldanzug anzutreten sei, verbreitet. Zum Teil kam es 
auch zur Versendung von schutzwürdigen Daten. Das 
Bundesministerium der Verteidigung bewertet dienst-
liche WhatsApp-Gruppen differenziert. Grundsätzlich 
ist bei der Versendung von dienstlichen Nachrichten 
die Verschwiegenheitspflicht zu wahren. Gleiches gilt 
für den Datenschutz. Ausnahmen gelten, wenn offen-
kundige Tatsachen mitgeteilt werden oder die Mittei-
lung keiner Geheimhaltungspflicht unterliegt. Das 
Versenden derartiger Nachrichten darf rechtmäßigen 
Befehlen und Weisungen nicht widersprechen. Nicht 
zulässig ist der willkürliche Ausschluss von Soldatin-
nen und Soldaten aus einer solchen WhatsApp-
Gruppe. Dies könnte im Einzelfall gegen die Kame-
radschaftspflicht verstoßen. 

Die private Nutzung der Sozialen Medien birgt eben-
falls Gefahren. Es ist kein Einzelfall, dass Soldaten 
und Soldatinnen sich gegenseitig über WhatsApp 
intime Fotos schicken und diese dann im Kameraden-
kreis gezeigt werden. Das kann zu massiven Proble-
men für die dargestellte Person führen.  

Ein Hauptgefreiter verbreitete Nacktbilder eines
Gruppenführers seiner Teileinheit ohne dessen Ein-
willigung in einer WhatsApp-Gruppe der Mann-
schaftsoldaten mit mindestens 24 Empfängern. Gegen 
den Hauptgefreiten wurde eine einfache Disziplinar-
maßnahme verhängt. Er wurde später, unter anderem 
wegen dieses Dienstvergehens, fristlos aus der Bun-
deswehr entlassen.  

Nicht nur Fotos auch unangemessene Texte werden 
über die Sozialen Medien verbreitet: 

Ein offenbar alkoholisierter Stabsfeldwebel zeigte
auf seinem Facebook-Profil das Foto einer Boule-
vard-Zeitung, auf dem drei zum Teil vermummte Per-
sonen abgebildet waren, die mutmaßlich auf dem 
G20-Gipfel randalieren wollten. Das Foto trug die 
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Unterschrift: „Gesucht! – Wer kennt diese G20-Ver-
brecher? Polizisten wurden beim Hamburger G20-
Gipfel von Kriminellen angegriffen. Wer kann die 
Verbrecher identifizieren?“ Er kommentierte das Bild 
mit den Worten: „Es wird Zeit, dass die Polizei mit 
Maschinengewehrtrupps ausgestattet wird und für 
diese hirnlosen Pissnelken genug Munition nach-
führt.“ Später ergänzte er die Kommentierung mit 
dem Wort „Hass“. Auf seinem Profilbild trug der 
Stabsfeldwebel eine Bundeswehruniform. Bei Vergrö-
ßerung des Fotos war sein Namensschild lesbar und 
seine Zugehörigkeit zur Dienstgradgruppe der Unter-
offiziere mit Portepee erkennbar – all das, obwohl der 
Soldat sogar im Bereich der Presse- und Öffentlich-
keitsarbeit im Umgang mit Sozialen Medien geschult 
ist. Nach Bekanntwerden der Einträge löschte er auf 
Befehl seine unangebrachten Äußerungen. Von der 
Verhängung einer einfachen Disziplinarmaßnahme 
wurde abgesehen. 

Ein Obergefreiter (Offizieranwärter) postete in
einer WhatsApp-Gruppe, die sich aus Lehrgangska-
meraden zusammensetzte, ein Bild mit dem Konterfei 
von Adolf Hitler und dem Spruch „du bist lustig – dich 
vergase ich zuletzt“. Gegen den Soldaten wurde eine 
einfache Disziplinarmaßnahme verhängt. 
Der Wehrbeauftragte hat aufgrund der Häufung derar-
tiger Fälle gegenüber dem Bundesministerium der 
Verteidigung angeregt, die unbedarfte Nutzung von 
WhatsApp und Facebook zu thematisieren und gezielt 
auf Sicherheitsrisiken und Fehlverhalten hinzuweisen. 
Das Ministerium hat diese Anregung aufgegriffen.  

Rechtskenntnisse der Disziplinarvorgesetz-
ten 
Trotz theoretischer Ausbildung im Wehrdisziplinar- 
und Wehrbeschwerderecht gehen viele Vorgesetzte 
unsicher in ihre erste Verwendung mit disziplinarer 
Verantwortung. Bestrebungen, die Rechtsausbildung 
dadurch abzuwerten, dass Recht seinen Status als 
„Sperrfach“ verliert, erscheinen deshalb kontrapro-
duktiv. Doch Ausbildung allein schafft noch keine 
Handlungssicherheit. Entscheidend sind die Anwen-
dung in der Praxis und auch Zugang zu den zuständi-
gen Rechtsberaterinnen und Rechtsberatern. Sie 
unterstützen in allen offenen Fragen. Um Fehler zu 
vermeiden, sollten Disziplinarvorgesetzte dieses 
Instrument aktiv nutzen.  
Die Disziplinarordnung räumt den Vorgesetzten einen 
erheblichen Ermessensspielraum ein. Sie haben sich 
bei der Bewertung von Dienstpflichtverletzungen 
nach rechtsstaatlichen Grundsätzen zu richten und 
müssen Ausmaß und Schwere richtig einschätzen 
können. Disziplinare Ermittlungen gegen eine Sol-
datin oder einen Soldaten dürfen nicht leichtfertig in 

Gang gesetzt werden. Sie lösen eine Förderungs- und 
Beförderungssperre für den Betroffenen aus. Näheres 
dazu findet sich im Kapitel Förderungsverbot wäh-
rend Straf- und Disziplinarverfahren.  
Disziplinarvorgesetzte führen Belehrungen nicht 
immer korrekt durch, obwohl dies nach den zur Ver-
fügung stehenden Vordrucken für Vernehmungsnie-
derschriften unproblematisch sein sollte. So ist es stets 
erforderlich, dass Zeugen über das Zeugnisverweige-
rungsrecht Angehöriger fehlerfrei belehrt werden und 
dies in dem Vernehmungsprotokoll vermerkt wird. 
Dazu gehört auch, den Verdächtigen in dem Protokoll 
aufzuführen, weil ansonsten ein Verwandtschaftsver-
hältnis nicht nachvollzogen werden kann. Daneben 
muss immer dokumentiert sein, dass den einer Pflicht-
verletzung verdächtigen Soldaten mitgeteilt wurde, zu 
welchem Vorwurf sie vernommen werden. Versäum-
nisse führen dazu, dass die Unterlagen im Disziplinar-
verfahren nicht verwertbar sind. Unerlässlich ist des 
Weiteren eine sorgfältige Dokumentation der 
Ermittlungen im Disziplinarverfahren. Nur so lassen 
sich Nachfragen, etwa im Rahmen eines Beschwerde-
verfahrens oder durch den Wehrbeauftragten, umfas-
send beantworten. Eine wesentliche Entscheidung 
allein auf der Grundlage mündlicher Auskünfte zu 
treffen, wird einer korrekten Ermittlungsführung nicht 
gerecht. 
Werden Dienstvergehen zu milde geahndet, wird bei 
Untergebenen der Eindruck erweckt, bestimmte 
Kameraden sollen geschützt werden. Dies kann leicht 
zu Unfrieden in den betroffenen Einheiten führen. 
Wenn, wie geschehen, verbale Provokationen härter 
bestraft werden als tätliche Übergriffe, dann ist das 
nicht angemessen. Disziplinarmaßnahmen und Beleh-
rungen müssen in einem ausgewogenen Verhältnis 
zueinander stehen:  

Ein Stabsunteroffizier meldete sich zwei Mal mit
dem Namen eines Kameraden bei einem Radiosender, 
sagte sinngemäß, dass „er seine Unterhosen je nach-
dem, wann es passiert und solange es nicht rieche 
oder unangenehm werde, zweimal die Woche wech-
sele“ und schnitt das Telefongespräch als Video mit. 
Dafür wurde gegen ihn eine einfache Disziplinarmaß-
nahme verhängt. Ein zweiter Stabsunteroffizier stellte 
die Videomitschnitte in eine größere WhatsApp-
Gruppe (circa 40 Personen) ein und gab den betroffe-
nen Soldaten so zusätzlich der Lächerlichkeit preis. 
Hierfür wurde er von seinem Disziplinarvorgesetzten 
lediglich belehrt. Eine Disziplinarmaßnahme wäre 
auch in diesem Fall angezeigt gewesen. Diese Auffas-
sung wird vom Bundesministerium der Verteidigung 
geteilt.  

Petenten befürchten immer wieder, keine Chance auf 
eine gerechte Behandlung im Disziplinarverfahren 
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zu haben, und halten ihre Vorgesetzten für befangen. 
Dieser Eindruck bestätigt sich nach Auswertung der 
Ermittlungsunterlagen nur in seltenen Fällen: 

In einer dem Wehrbeauftragten übersandten Stel-
lungnahme wird ausgeführt, es sei kein fehlerhaftes 
Vorgehen der Vorgesetzten des Petenten erkennbar 
gewesen, „da die Vorwürfe nur darauf abzielten, die 
Kompanieführung zu diskreditieren“. Die Vorwürfe 
seien „von Anfang an haltlos“ gewesen. 
Gerade in Fällen, in denen eine Diskreditierungsab-
sicht im Raum steht, ist jeglicher Verdacht einer 
Befangenheit in den Ermittlungen zu vermeiden. Die 
Feststellung, dass Vorwürfe jeglicher Grundlage ent-
behrten, kann nur am Ende einer Ermittlung stehen, 
niemals am Beginn. 
Es passiert immer noch, dass unzulässige erzieheri-
sche Maßnahmen verhängt werden: 

Ein Hauptfeldwebel befahl einem unterstellten
Soldaten, der auf Grund einer durchzechten Nacht 
nicht in der Lage war, an einer Unterrichtsfahrt teil-
zunehmen, den Gefechtsanzug herzustellen, ein 
Gewehr zu empfangen und anschließend mehrmals 
die örtliche Hindernisbahn zu überwinden. Dies stellt 
keine zulässige erzieherische Maßnahme dar. Gegen 
den Hauptfeldwebel wurde ein gerichtliches Diszipli-
narverfahren eingeleitet.

Wehrdisziplinaranwaltschaften und Truppen-
dienstgerichte 
Die seit Jahren kritisierte personelle Unterbesetzung 
in der Rechtspflege besteht fort. Im August des 
Berichtsjahrs waren nur 199 von 229 ausgebrachten 
Dienstposten besetzt. Die Wehrdisziplinaranwalt-
schaften sind teilweise weiterhin Arbeitsbelastungen 
ausgesetzt, die mit den vorhandenen Kapazitäten nicht 
ordnungsgemäß bewältigt werden können. Dabei ist 
auch zu berücksichtigen, dass Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter aufgrund von Auslandseinsätzen, Eltern-
zeit und sonstigen Verpflichtungen nicht selten meh-
rere Monate im Jahr auf dem originären Dienstposten 
ausfallen.  
Ein besonderes Arbeitsaufkommen war im Berichts-
jahr bei der Wehrdisziplinaranwaltschaft beim Aus-
bildungskommando des Heeres zu verzeichnen. Die 
personelle Unterbesetzung der dem Kommando unter-
stellten Ausbildungseinrichtungen führte sogar dazu, 
dass die Rechtsausbildung einer Vielzahl von Solda-
tinnen und Soldaten erheblich gefährdet wurde. Über 
Monate waren von 21 Rechtslehrerdienstposten im 
Heer sieben nicht besetzt.  
Recht ist nach wie vor ein sogenanntes Sperrfach, das 
heißt, ohne ausreichende Leistungen können 
bestimmte Lehrgänge nicht erfolgreich abgeschlossen 

werden. Das betrifft auch die Laufbahnausbildung der 
Offiziere beziehungsweise Unteroffiziere des Heeres. 
Im Juni 2017 bedurfte es vieler ablauforganisatori-
scher Bemühungen und Personalunterstützungen aus 
anderen Bereichen, um den Rechtsunterricht in der 
Laufbahnausbildung für den Feldwebellehrgang „All-
gemein Militärischer Teil“ durchzuführen. Für vier 
von acht Hörsälen stand der Rechtsunterricht auf-
grund des vakanten zweiten Rechtslehrerdienstpos-
tens in Frage. Nur durch die Priorisierungsentschei-
dung, vorübergehend die leitungsrelevanten Ermitt-
lungen (Pfullendorf und Sondershausen) auszusetzen, 
konnte der Unterricht sichergestellt werden.  

Die Aufrechterhaltung eines Notbetriebes bei 
massiver personeller Unterdeckung durch ständige 
Abordnungen, Konzentration des Unterrichts auf we-
nige Wochen sowie die Vergrößerung der Unterrichts-
klassen auf Zugstärke kann nur die Ausnahme sein. 
Steigende Einstellungszahlen im Zuge der 
Trendwende Personal werden zusätzlich einen Mehr-
bedarf an Rechtsunterricht mit sich bringen. Insoweit 
ist eine am erhöhten Ausbildungsbedarf orientierte 
Personalaufstockung notwendig. Bereits im letzten 
Jahresbericht wurde die Schaffung eines Pools an 
„Springerdienstposten“ angeregt. Mit einem solchen 
Instrument könnte zusätzlich zeitnah und nachhaltig 
auf immer wiederkehrende besondere Personaleng-
pässe reagiert werden. Positiv ist festzustellen, dass 
gegen Ende des Berichtsjahrs mehrere vakante 
Rechtslehrerdienstposten im Heer besetzt werden 
konnten.  

Auch die Belastung der Truppendienstgerichte war im 
Berichtsjahr erneut erheblich. Die Durchführung von 
gerichtlichen Disziplinarverfahren dauert nach wie 
vor zu lange. Zu begrüßen ist, dass – wie das Bundes-
ministerium der Verteidigung im August 2017 mit-
teilte – sowohl beim Truppendienstgericht Nord als 
auch beim Truppendienstgericht Süd zwischenzeitlich 
alle Richterstellen besetzt sind. Darüber hinaus sollen 
zur Entlastung der Truppendienstgerichte zwei Leer-
kammern wieder besetzt werden. Dennoch bestehen 
zunächst noch umfangreiche Rückstände (214 Altver-
fahren im Bereich des Truppendienstgerichts Nord 
und 253 im Bereich des Truppendienstgerichts Süd), 
die abgearbeitet werden müssen. 

Straftaten gegen die Bundeswehr 
Im Berichtsjahr gab es 81 Straftaten gegen Eigentum 
der Bundeswehr, unter anderem Kasernen, Truppen-
übungsplätze und Fahrzeuge. Darunter waren sechs 
Brandanschläge, fünf Sabotageakte und in 70 Fällen 
wurde Gewalt gegen Sachen verübt. Darüber hinaus 
wurden in sechs Fällen Bundeswehrangehörige in 
Uniform angegriffen. 
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Bei der Anzeige einer vermuteten Straftat gegen deut-
sche Soldaten, begangen durch Soldaten eines der 
NATO-Partner, gestaltete sich die Ermittlung der 
zuständigen deutschen Staatsanwaltschaft für die be-
troffenen Soldaten als äußerst zeitintensiv. Nachdem 
sich mehrere Staatsanwaltschaften zunächst als unzu-
ständig erklärt hatten, wurde durch den Bundesge-
richtshof eine Zuständigkeit festgelegt. Bis dahin war 
ein Jahr vergangen. Das Bundesministerium der Ver-
teidigung sollte sich darum bemühen, dass eine Rege-
lung geschaffen wird, die in derartigen Fällen eine 
klare Zuständigkeit festlegt. In Frage käme zum Bei-
spiel die Staatsanwaltschaft Kempten, die auch in Fäl-
len von Straftaten, die von deutschen Soldatinnen und 
Soldaten im Auslandseinsatz begangen werden, 
zuständig ist. 

Reformbestrebungen beim Wehrdisziplinar-
recht 
In der Mitte des Berichtsjahrs sah sich das Ministe-
rium veranlasst, die Wehrdisziplinarordnung und die 
darauf beruhenden Regelungen zu überprüfen. Hierzu 
wurde eine Arbeitsgruppe Wehrdisziplinarwesen ins 
Leben gerufen, deren Ziel es ist, Wege aufzuzeigen, 
um Disziplinarverfahren schneller und transparenter 
zu gestalten und die Handlungssicherheit der Beteilig-
ten zu stärken. Die Arbeitsgruppe hat bisher eine um-
fangreiche Liste von Änderungsvorschlägen erstellt. 
Eine abschließende Überprüfung und Bewertung der 
Zweckmäßigkeit und Umsetzbarkeit der Vorschläge 
liegt bisher nicht vor. 

Grundsätzlich sind Maßnahmen zur Vermeidung feh-
lerhafter Entscheidungen im Wehrdisziplinarwesen 
und zur Beschleunigung von gerichtlichen Diszipli-
narverfahren zu begrüßen. Das gilt insbesondere für 
Überlegungen zur Einschränkung der Förderungs-
sperre während eines Disziplinarverfahrens. Mögli-
che Reformen sollten dann auch zügig umgesetzt wer-
den. Dabei sind Arbeitslasten nicht nur zu verschie-
ben, sondern zu reduzieren. Auch sollten Maßnahmen 
vermieden werden, die bestehende Verfahren weiter 
verkomplizieren. Die beste und effizienteste Möglich-
keit, gerichtliche Disziplinarverfahren zu verbessern 
und zu beschleunigen ist nach wie vor eine an der tat-
sächlichen Arbeitsbelastung ausgerichtete Personal-
ausstattung der Rechtspflege. 

Überprüfungs- und Unterrichtungsersuchen 
des Wehrbeauftragten 
Auch in diesem Berichtsjahr konnten nicht alle 
Dienststellen der Bundeswehr eine priorisierte und 
zeitnahe Bearbeitung von Wehrbeauftragtenangele-
genheiten sicherstellen. Zum einen führten unter an-
derem die erwähnten Fälle in Pfullendorf sowie in 

Sondershausen und Illkirch insgesamt zu einem 
erhöhten Arbeitsaufkommen. Bei einigen Dienststel-
len war die Personalsituation angespannt. 
Erneut waren aber auch Mängel in der Bearbeitung zu 
beanstanden: Damit der Wehrbeauftragte die Ent-
scheidungen und Maßnahmen der Dienststellen nach-
vollziehen kann, müssen den abschließenden Stel-
lungnahmen der Dienststellen zu Überprüfungs- und 
Unterrichtungsersuchen die entstandenen Ermitt-
lungsunterlagen stets vollständig beigefügt werden. 
Dies wurde nicht immer mit der erforderlichen Sorg-
falt gehandhabt. 
Dienststellen versäumten daneben, mitzuteilen, wenn 
in der Angelegenheit bereits ein Strafbefehl, ein Straf-
urteil oder die Einstellungsbenachrichtigung im Straf-
verfahren oder eine Entlassungs-, Einleitungs- oder 
Absehensverfügung vorliegt. Sachstandsanfragen 
hierzu wurden ohne Beifügung der entsprechenden 
Unterlagen beantwortet. Bisweilen waren auch 
Beschwerdebescheide, disziplinare Verfügungen 
sowie Überprüfungsergebnisse des MAD nachträg-
lich anzufordern.  

10. Vereinbarkeit von Familie und Dienst 

Information und Kommunikation 
Gesetzliche Regelungen, untergesetzliche Maßnah-
men, Sensibilisierung der Vorgesetzten für familiäre 
Belange – die Bundeswehr hat in den vergangenen 
Jahren viel unternommen, um für ihre Beschäftigten 
ein familienfreundlicheres Arbeitsumfeld zu schaffen. 
Dennoch hat sich die Anzahl der Eingaben, in denen 
Soldatinnen und Soldaten beklagen, in familiären 
Angelegenheiten zu wenig unterstützt zu werden, 
nicht verringert. Gerade in Ausnahmesituationen, wie 
zum Beispiel einem Engpass bei der Betreuung von 
Kindern oder pflegebedürftigen Angehörigen, fühlen 
sich viele allein gelassen.  
Information und Kommunikation kommt dabei eine 
zentrale Bedeutung zu. An einigen Standorten, aber 
noch nicht flächendeckend, gibt es sogenannte 
Info-Punkte, an denen engagierte Soldatinnen und 
Soldaten Hinweise geben und auf Stellen aufmerksam 
machen, die in Vereinbarkeitsfragen helfen könnten. 
Zu häufig wird aber – etwa durch die personalführen-
den Stellen – ausschließlich auf das Internet verwie-
sen und erwartet, dass Betroffene sich selbst über 
Angebote informieren. In einer Notsituation überfor-
dert das. Gespräch und persönliche Beratung sind in 
besonders belastenden Lebenslagen nicht zu ersetzen. 
Die Bundeswehr sollte daher bestrebt sein, die Mög-
lichkeiten der qualifizierten Beratung in Personalan-
gelegenheiten stärker auszubauen. Die Besonderhei-
ten des Soldatenberufs – Versetzungen, Pendeln, 
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Lehrgänge, Übungen, Auslandseinsatz – fordern auch 
den Familien der Soldatinnen und Soldaten vieles ab. 
Häufig werden die Belastungen als so groß wahrge-
nommen, dass Familien zerbrechen. Dies ist nicht nur 
ein zu hoher Preis, den jeder einzelne betroffene Sol-
dat und jede einzelne betroffene Soldatin zahlt, son-
dern derartiges wirkt sich auch auf die Funktionsfä-
higkeit der Streitkräfte insgesamt aus. Sinnvoll 
erscheint es daher, über die Beratung in Personalange-
legenheiten hinaus familientherapeutische Anlaufstel-
len anzubieten, die die Soldatinnen und Soldaten auch 
bei familiären Problemen kompetent unterstützen. 

Probleme einer Pendlerarmee 
Mobilität im In- und Ausland wird in kaum einem 
Beruf so abverlangt, wie im Soldatenberuf. Viele Sol-
datinnen und Soldaten nehmen erhebliche Entbehrun-
gen auf sich, um nach Dienstschluss zu ihren weit ent-
fernt lebenden Familien zu gelangen. Die Bundeswehr 
ist nach wie vor eine Pendlerarmee. Die im Jahr 2016 
veröffentlichten Ergebnisse der vom Bundesministe-
rium der Verteidigung in Auftrag gegebenen Befra-
gung zur beruflichen Mobilität in der Bundeswehr 
bestätigten das. Eine Untersuchung des Deutschen 
Instituts für Wirtschaftsforschung (DIW) hat 
gezeigt, dass Angehörige der Streitkräfte die Berufs-
gruppe sind, die mit den längsten Pendelstrecken zwi-
schen Wohn- und Arbeitsort leben muss. Im Durch-
schnitt nimmt jede Soldatin und jeder Soldat täglich 
eine Fahrtstrecke von 121 Kilometern zwischen 
Dienst- und Wohnort auf sich. Dies ist mit Abstand 
die größte Pendelstrecke aller erfassten Berufsgrup-
pen. Das Bundesministerium der Verteidigung hat im 
Rahmen seiner Attraktivitätsoffensive Impulse 
gesetzt, um Belastungen, die mit dem Pendeln einher-
gehen, zu minimieren. Mehr Transparenz und weniger 
Versetzungen sollen die Laufbahnen bei der Bundes-
wehr besser planbar machen und sie stärker auf die 
Bedürfnisse der Soldaten zuschneiden. 

Die Trennungsrate von Paaren, bei denen einer der 
Partner Soldat ist, ist hoch. Der Deutsche Bundes-
wehrverband nennt eine Quote von mehr als 50 Pro-
zent. Die Erhebung belastbarer und aktueller Daten 
hierzu könnte Gegenstand einer eigenen Studie, etwa 
durch das Zentrum für Militärgeschichte und Sozial-
wissenschaften der Bundeswehr sein. 

Meist möchten geschiedene oder getrennt lebende 
Soldatinnen und Soldaten mit Elternpflichten nach 
wie vor Verantwortung für die Erziehung der gemein-
samen Kinder übernehmen. Für Pendler bedeutet dies 
einen hohen Aufwand.  

Ein Soldat, der seit 2007 von der Mutter seiner
heute zehnjährigen Tochter getrennt lebt und seinen 

Wohnort in die Nähe des bei der Mutter lebenden Kin-
des gelegt hat, schilderte, dass er täglich um 03.30 
Uhr aufsteht, um seinen Dienst um 06:30 Uhr antreten 
zu können. Gegen 18:15 sei er wieder zu Hause. Dann 
sei er 320 km gependelt. Diese Belastung zehre derart 
an seinen Kräften, dass er sie langfristig nicht mehr 
tragen könne.
Solche Fälle machen deutlich, dass der Gruppe der 
geschiedenen und getrennt lebenden Soldatinnen und 
Soldaten mit Elternpflichten im Rahmen der Verwen-
dungsplanung mehr als bisher besondere Fürsorge 
gewidmet werden muss. Bei den Vorschriften zur 
Gewährung von Reisebeihilfen hat das Bundesminis-
terium der Verteidigung zwischenzeitlich erkannt, 
dass diese nicht mehr der heutigen Lebenswirklichkeit 
entsprechen. Bundesumzugskostenverordnung und 
Trennungsgeldverordnung sollen überarbeitet wer-
den. Ziel ist es, eine wöchentliche Familienheimfahrt 
für alle, unabhängig vom Familienstand, zu ermögli-
chen. Mit der Umsetzung ist nach der bisherigen Ein-
schätzung frühestens Ende 2018 zu rechnen. Maßnah-
men, die darauf abzielen, die beruflichen Belastungen 
für die Soldatinnen und Soldaten abzufedern, müssen 
so zügig wie möglich umgesetzt werden.  

Auch alleinerziehende Väter sehen sich in der Bun-
deswehr gelegentlich einer Ungleichbehandlung aus-
gesetzt. Väter übernehmen heute eine größere Verant-
wortung für die Betreuung ihrer Kinder, als früher. 

So berichtete ein Soldat, der das Sorgerecht für
seine Tochter gemeinsam mit der getrennt lebenden 
Kindesmutter ausübt, von erheblichen Schwierigkei-
ten. Aus der Elternvereinbarung zum Wohl der 
gemeinsamen Tochter ergab sich klar, dass in diesem 
Fall der Vater die Bezugsperson ist und damit die 
Hauptverantwortung für die Erziehung und Betreu-
ung trägt. Um dem Kind auch den regelmäßigen Kon-
takt zu seiner Mutter zu ermöglichen, beantragte er 
von einer geplanten Versetzung abzusehen. Dieser 
Antrag wurde abgelehnt. Für eine Übergangszeit war 
der Soldat aufgrund seiner schwierigen privaten Situ-
ation in Heimatnähe auf einem dienstpostenähnlichen 
Konstrukt eingesetzt worden. Von der Versetzung 
sollte jedoch nicht abgesehen werden. Vielmehr ist 
ihm bedeutet worden, während des Zeitraums der 
Besetzung der zeitlich befristeten Planstelle die 
Betreuungssituation des Kindes so zu regeln, dass 
eine Verwendung an dem für ihn geplanten Standort 
möglich sei. 

In diesem Fall drängte sich die Frage auf, ob hier eine 
nicht gerechtfertigte und somit unzulässige Ungleich-
behandlung eines männlichen Soldaten erfolgt ist. Die 
Erfahrungen aus einer Vielzahl ähnlich gelagerter 
Fälle ließen die Vermutung zu, dass bei einer Soldatin 
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in einer vergleichbaren Situation anders geprüft wor-
den wäre. Auf Nachfrage des Wehrbeauftragten 
wurde im Interesse der Vereinbarkeit von Familie und 
Dienst dann von der geplanten Versetzung abgesehen. 
Solche Beispiele zeigen, dass gelegentlich immer 
noch überholte Rollenbilder vorherrschen. 
Unverändert bringen Lehrgangsplanungen für Sol-
datenfamilien erhebliche Probleme mit sich. 

Ein Soldat beschrieb in seiner Eingabe, dass stän-
dige heimatferne Lehrgänge und häufige Planungsän-
derungen letztlich für das Scheitern seiner Ehe ver-
antwortlich seien. 
Die besondere Bedeutung von Planungssicherheit für 
die Soldaten und ihre Familien kann nicht oft genug 
betont werden. Die Möglichkeiten, Lehrgänge mit 
einer reduzierten Präsenzpflicht am Lehrgangsort 
oder gänzlich über e-Learning durchzuführen, sollten 
weiter ausgebaut werden. Insbesondere sollten die 
Planungen mehr als bisher unter frühzeitiger Einbin-
dung der betroffenen Soldatinnen und Soldaten und 
unter Berücksichtigung ihrer persönlichen Situation 
erfolgen.  
Anträgen auf Dienstzeitverkürzung liegt häufig der 
Wunsch zugrunde, ein anderes Beschäftigungsver-
hältnis einzugehen, um die Zukunft der Familie zu 
sichern. Gelegentlich wird von Vorgesetzten – aus 
durchaus gut gemeinten Gründen – der Eindruck 
erweckt, dass eine Dienstzeitverkürzung unproblema-
tisch durchgesetzt werden könne. Das ist falsch. Die 
Zeiten, in denen ein solcher Antrag im dienstlichen 
Interesse lag, weil die Bundeswehr Personal abbaute, 
sind vorbei. Heute fehlt Personal. Soldatinnen und 
Soldaten auf Zeit müssen wissen, dass ihre Verpflich-
tungszeit bindend ist, und das muss auch von den Vor-
gesetzten deutlich gemacht werden.  
Die gleiche Deutlichkeit ist erforderlich, wenn es um 
Anträge auf heimatnahe Versetzung zur besseren 
Vereinbarkeit von Familie, Privatleben und Dienst 
geht. Vorgesetzte haben bei der Entscheidung, ob sie 
dem Antrag zustimmen, die dienstlichen Erforder-
nisse zu berücksichtigen. Das kann dazu führen, dass 
eine Zustimmung unter dem Vorbehalt eines geeigne-
ten Ersatzes auf dem Dienstposten steht. Um erst gar 
keine Enttäuschung und Demotivation aufkommen zu 
lassen, müssen derartige Notwendigkeiten ebenso wie 
die Hintergründe für die Ablehnung eines Verset-
zungsantrages den betroffenen Soldatinnen und Sol-
daten klar kommuniziert werden. Sowohl der Aspekt 
der Bindung an die eingegangene Verpflichtungszeit 
als auch die Notwendigkeit, möglicherweise über 
Jahre an heimatfernen Dienstorten seinen Dienst zu 
verrichten, sollte bereits bei der Personalgewinnung in 
den Karrierecentern der Bundeswehr deutlich werden. 
Eine klare Kommunikation der Erwartungshaltung im 

Vorfeld verhindert spätere Konflikte, die den Dienst-
betrieb belasten und zu Leistungsminderungen führen 
können. Die Bewerberinnen und Bewerber müssen 
wissen, worauf sie sich bei der Bundeswehr einlassen. 
Pendeln führt für viele Soldatinnen und Soldaten auch 
zu finanziellen Belastungen durch das Führen eines 
zweiten Haushaltes. Durch Inkrafttreten einer gesetz-
lichen Neuregelung können Soldatinnen und Soldaten 
seit dem 10. Januar 2017 bis zu acht Jahre zwischen 
Umzugskostenvergütung und Trennungsgeld wählen. 
Das hat zu einer Beruhigung der Situation geführt.  

Der Gesetzgeber bleibt jedoch aufgefordert, günsti-
gere Regelungen für Soldatinnen und Soldaten in 
Bezug auf das seit 1. November 2015 geltende Bun-
desmeldegesetz zu schaffen. Die derzeitige Gesetzes-
lage ist zum Nachteil vieler unverheirateter Soldatin-
nen und Soldaten. Sie sind verpflichtet, am Dienstort 
oder am Ort des Heimathafens ihres Schiffes ihren 
Erstwohnsitz zu melden, auch wenn sie – was die 
Regel ist – ihren Lebensmittelpunkt nicht am Standort 
haben. Eine Ausnahme besteht lediglich für Freiwillig 
Wehrdienstleistende, wenn sie eine Gemeinschaftsun-
terkunft beziehen und für Berufs- und Zeitsoldatinnen 
und -soldaten, wenn sie am Standort nicht länger als 
zwölf Monate eingesetzt sind, was üblicherweise eher 
die Ausnahme darstellt. Das hat finanzielle Konse-
quenzen, belastet die Betroffenen mit unnötigem 
bürokratischem Aufwand und hat Auswirkungen auf 
das aktive und passive Wahlrecht, wie in den vergan-
genen Jahresberichten bereits mehrfach dargestellt. 

Soldatinnen und Soldaten erhalten ein Trennungs-
übernachtungsgeld als Mietzuschuss für eine Pend-
lerwohnung am Standort, um zusätzliche Kosten des 
Pendelns auszugleichen. Der Höchstsatz wird von der 
Bundeswehr in regelmäßigen Abständen angepasst, 
um auf sich ändernde Bedingungen des Wohnungs-
mietmarktes in der Region zu reagieren. Erhöhungen 
begünstigen aber nicht alle am Standort wohnenden 
Pendler. Es profitierten nur diejenigen, die nach der 
Erhöhung an den Standort gezogen sind. Dies ist nicht 
nachvollziehbar, die Erhöhung muss für alle Soldatin-
nen und Soldaten gelten, die am Standort eine Zweit-
wohnung unterhalten.  

Als zu starr wird von manchen Soldaten die Regelung 
des Paragraphen 6 Trennungsgeldverordnung einge-
stuft: Danach ist unter anderem der Bezug von 
Trennungsgeld an die Bedingung geknüpft, dass die 
Wohnung eines Soldaten außerhalb eines Radius von 
30 Kilometern Entfernung zu seiner Dienststelle liegt.  

Ein Betroffener beklagte sich in nachvollziehbarer
Weise darüber, dass es im Ergebnis letztlich keinen 
Unterschied mache, ob er eine Pendlerstrecke von 
29,5 Kilometer oder 31 Kilometer zurückzulegen 
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habe, um zum Dienst zu gelangen. Nur bei letztge-
nannter Konstellation kommt er jedoch in den Genuss 
einer vom Dienstherrn zu begleichenden Wegstre-
ckenentschädigung. 

Die Festlegung eines bestimmten Entfernungsradius 
ist auch aus Sicht des Wehrbeauftragten unverzicht-
bar. Mehr Flexibilität sollte hingegen bei der tren-
nungsgeldrechtlich zulässigen Länge von Streckenva-
rianten gezeigt werden: Nicht immer ist die am „Grü-
nen Tisch“ beziehungsweise im Navigationssystem 
aufgezeigte kürzeste Entfernung zwischen Wohn- und 
Dienstort die verkehrsgünstigste und schnellste Vari-
ante. Vielmehr sollte bei der Entscheidung über das 
Entstehen eines Trennungsgeldanspruchs auch darauf 
geachtet werden, dass die gewählte Strecke ein 
schnelles Erreichen der Dienststelle gewährleisten 
kann.  

Viele Soldatinnen und Soldaten versuchen, eine 
bessere Vereinbarkeit von Familie und Beruf über 
Teilzeitarbeit zu erreichen. Diese Möglichkeit gilt 
grundsätzlich für Männer wie für Frauen; faktisch ist 
Teilzeitarbeit jedoch ein Modell, das überwiegend 
von Frauen praktiziert wird. In Führungspositionen ist 
Teilzeit nach wie vor eher selten vertreten. Führen in 
Teilzeit widerspricht auch heute noch dem traditionel-
len Bild der Führungskräfte in der Bundeswehr. Von 
ihnen wird ein hohes Maß an Präsenz in der Dienst-
stelle erwartet, eine nur teilweise Erreichbarkeit oder 
das Arbeiten in Telearbeit lässt sich mit dieser Vor-
stellung für manche nur schwer vereinbaren und ist 
gewiss auch objektiv nicht immer möglich. 

Teilzeitarbeit wird bei Führungskräften oft als Hemm-
nis für eine weitere Karriere wahrgenommen. Von 
Personalverantwortlichen und Führungskräften selbst 
wird das Führen in Teilzeit oftmals mit großer Skep-
sis betrachtet oder gar als komplett unmöglich ange-
sehen. Zweifellos setzt es eine gute organisatorische 
Vorbereitung voraus, die je nach gewähltem Teilzeit-
modell unterschiedlich ausfällt. Für eine geteilte Füh-
rung sind andere Voraussetzungen zu schaffen als für 
einen Fall, in dem eine Führungskraft ihre Arbeitszeit 
lediglich geringfügig reduziert, ansonsten aber die 
Leitung eines Bereichs alleine weiterführt. Sicherlich 
dürfen die besonderen Bedingungen des Soldatenbe-
rufs nicht außer Acht gelassen werden. Dennoch ist 
das Bild der soldatischen Führungskraft, die ständig 
im Dienst und jederzeit verfügbar ist, dabei keinerlei 
familiäre Verpflichtungen oder Interessen zu haben 
scheint, nicht mehr zeitgemäß. Weibliche wie männ-
liche Führungskräfte verfolgen mittlerweile eher 
Lebensentwürfe, die ein ausgewogenes Verhältnis 
zwischen Dienst und Privatleben vorsehen.  

In den vergangenen Jahresberichten war bereits darauf 
hingewiesen worden, dass es keine spürbare Kompen-
sation für Teilzeitbeschäftigungs-, aber auch andere 
familienbedingte Vakanzen gibt. Um diesem 
Umstand zu begegnen, hat das Bundesministerium der 
Verteidigung sogenannte Kompensationsdienstposten 
eingerichtet. Hierfür werden jedoch keine zusätzli-
chen Haushaltsstellen bereitgestellt. Vielmehr sollen 
lediglich die durch die Bewilligung von Teilzeitbe-
schäftigung entstehenden „Stellenreste“ genutzt wer-
den, um Organisationseinheiten, die einen entspre-
chenden Bedarf anmelden, vorübergehend personell 
zu verstärken. Dies erfolgt, indem Stellenreste aus 
unterschiedlichen Bereichen zusammengefasst wer-
den, um einen ganzen oder halben Dienstposten zu 
finanzieren. 

Hierbei handelt es sich nicht um eine Neuentwick-
lung, mit der flexibel auf durch Teilzeitbewilligungen 
entstehende Vakanzen reagiert werden kann, sondern 
um ein Instrument der Stellenbewirtschaftung, das 
auch in anderen Bereichen regelmäßig zur Anwen-
dung kommt. Es werden lediglich bereits vorhandene 
Ressourcen ausgeschöpft. Diese Form der Stellenbe-
wirtschaftung ist allerdings nur für die Bereiche von 
Vorteil, die tatsächlich personell verstärkt werden. 
Einheiten, die ausschließlich Stellenreste „abgeben“, 
ohne eine entsprechende Kompensation zu erfahren, 
können die Stellenreste der eigenen Organisationsein-
heit so lange nicht nutzen, wie diese zur Finanzierung 
eines sogenannten Kompensationsdienstpostens in 
einem anderen Bereich genutzt werden.  

Für die teilzeitbeschäftigten Soldatinnen und Soldaten 
selbst bedeutet die Nutzung von Anteilen „ihrer 
Stelle“ zur Finanzierung eines anderen Dienstpostens 
ebenfalls eine Einschränkung, da es hierdurch schwie-
riger wird, eine einmal bewilligte Teilzeit vor dem 
vereinbarten Zeitpunkt zu beenden. Insgesamt 
betrachtet, scheint das Modell nicht wirklich geeignet, 
durch Teilzeitbeschäftigungen entstehende Vakanzen 
in allen Bereichen wirkungsvoll aufzufangen. So wird 
dieses Instrument in der Praxis auch wenig in 
Anspruch genommen, wie Abfragen des Wehrbeauf-
tragten zu der Nutzung von Kompensationsdienst-
posten an einzelnen Standorten ergeben haben.  

Neben den bereits beschriebenen Schwierigkeiten bei 
der praktischen Umsetzung ist in diesem Zusammen-
hang zu berücksichtigen, dass Kompensationsdienst-
posten zwar die organisatorischen Voraussetzungen 
schaffen, um zusätzliches Personal für einzelne 
Dienststellen zu generieren. Damit werden jedoch 
keine Vakanzen gefüllt, die mangels vorhandenem 
oder gewinnbarem Personal ohnehin nicht gedeckt
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werden können. Die Tatsache, dass Kompensations-
dienstposten lediglich befristet zu besetzen sind, 
bedeutet in diesem Zusammenhang eine zusätzliche 
Schwierigkeit. Hier sollte eher daran gedacht werden, 
zusätzliche Haushaltsstellen zur Verfügung zu stellen 
und damit weitere Dienstposten „zur besonderen Ver-
wendung“ einzurichten.  
Der Ausbau der Telearbeit in der Bundeswehr wird 
positiv aufgenommen. Die Anzahl der Soldatinnen 
und Soldaten, die ihren Dienst im Rahmen der alter-
nierenden Telearbeit verrichteten, stieg von 844 
Anfang des Jahres 2017 auf 1.562 Ende des Jahres. 
Die Probleme bei der technischen Einrichtung von 
Telearbeitsplätzen konnten inzwischen überwiegend 
gelöst werden. Begrüßenswert ist ferner die Möglich-
keit, bei familiären Härtefällen kurzfristig mobile IT-
Ausstattungen aus dem Pool für ortsunabhängiges 
Arbeiten zur Verfügung zu stellen. Mit der geplanten 
Erhöhung der Telearbeitsplätze auf 8.000 bis zum Jahr 
2020 ist die Bundeswehr auf einem guten Weg. Den-
noch treten bei der praktischen Umsetzung der Tele-
arbeit gelegentlich Probleme auf.  

So wurde der Dienstposten eines Soldaten als für
Telearbeit nicht geeignet angesehen, da die geforder-
ten wöchentlichen Dienstsporteinheiten nicht telear-
beitsfähig seien. Da der Wohnort des betreffenden 
Soldaten sich 300 Kilometer von der Dienststelle ent-
fernt befindet, hatte er angeboten, den Dienstsport 
während der Telearbeitszeiten in einer heimatnahen 
Einheit zu absolvieren. Dies wurde von seinem Vorge-
setzten aus rechtlichen Gründen abgelehnt.  
Das Bundesministerium der Verteidigung hat anläss-
lich dieses Falles Regelungsbedarf erkannt. Die Über-
arbeitung des einschlägigen Erlasses ist noch nicht 
abgeschlossen.

Pflege von Angehörigen 
Die Bewältigung langfristiger Pflegebedürftigkeit von 
Angehörigen ist eine Herausforderung, der sich auch 
Soldatinnen und Soldaten zunehmend stellen müssen. 
Mit dem im Oktober 2016 in Kraft getretenen „Gesetz 
zur besseren Vereinbarkeit von Familie, Pflege und 
Beruf für Beamte und Soldaten“ wurde hierfür eine 
wichtige Grundlage geschaffen. Viele betroffene Sol-
datinnen und Soldaten haben jedoch den Eindruck 
gewonnen, dass sie bisher vom Dienstherrn nur wenig 
Unterstützung erfahren. Das gilt bei Genehmigungen 
für kurzfristig eingereichten Urlaub oder bei 
Freistellungen. Insbesondere wenn es um eine 
heimatnahe Versetzung geht, sehen viele Soldaten 
ihre individuellen Probleme nicht ausreichend gewür-
digt. 

Ein Soldat beklagte in einer Eingabe, es scheine
ihm so, als seien seine Anträge lediglich nach Papier- 

und Vorschriftenlage rein bürokratisch administriert 
und entschieden worden, ohne die individuelle Situa-
tion auch nur im Geringsten betrachtet zu haben.  

Einen Angehörigen zu pflegen, stellt nicht nur eine 
große psychische, sondern oft auch eine sehr starke 
körperliche Belastung dar. Neue Pflegesituationen 
sind meist nicht planbar, sondern treten unvermittelt 
ein. Der Verlauf einer Pflegebedürftigkeit ist in der 
Regel schwierig einzuschätzen. Das Bewusstsein, 
dass Pflege eine gesamtgesellschaftliche Aufgabe ist, 
muss in der Bundeswehr noch wachsen. Das Thema 
Pflege sollte – genau wie das Thema Kinderbetreuung 
– ganz selbstverständlich fester Bestandteil der Perso-
nalpolitik und Personalbetreuung werden. Und auch 
hier kommt der Information und Beratung Betroffener 
wieder eine besondere Bedeutung zu. 
Die Bewilligung eines Antrags auf heimatnahe 
Versetzung setzt in der Regel voraus, dass 
schwerwiegende persönliche Gründe vorliegen. 
Pflegende Soldatinnen und Soldaten wissen jedoch oft 
nicht, welche Voraussetzungen genau erfüllt sein 
müssen, damit das Vorliegen entsprechender Gründe 
anerkannt werden kann. Beratung und leicht zugäng-
liche Informationen gibt es oft nicht. Vielen Soldatin-
nen und Soldaten ist nicht bekannt, dass der Beratende 
Arzt in seiner ärztlichen Bewertung Fürsorgeaspekte, 
finanzielle Lasten, soziale Rahmenbedingungen, Kin-
derbetreuung und anderes mehr ausdrücklich ausblen-
den muss und nicht bewerten darf. 
Diese Aspekte haben aber die Personalführer zu prü-
fen und einzuschätzen. Insoweit sind sie an die 
Empfehlung des Beratenden Arztes keineswegs 
gebunden. Im Rahmen ihrer eigenen, umfassenden 
Entscheidungskompetenz ist es ihnen möglich, entge-
gen dem Votum des Arztes schwerwiegende persönli-
che Gründe anzuerkennen. Dennoch begründen viele 
Personalführer ablehnende Anträge mit dem negati-
ven ärztlichen Votum. Hier gilt es, die Personalführer 
umfassender zu informieren und zu schulen und sie zu 
veranlassen, sich gegebenenfalls in ablehnenden 
Bescheiden auch argumentativ mit den vorgebrachten 
Gründen auseinanderzusetzen.  

Kinderbetreuung 
Die Sicherstellung einer bedarfsgerechten, die spezi-
ellen Belange des Soldatenberufs berücksichtigenden 
Kinderbetreuung ist ein Thema, das Soldatinnen und 
Soldaten mit Elternpflichten stark beschäftigt. Kinder-
betreuung soll, so führt die entsprechende Zentrale 
Dienstvorschrift aus, den Soldatinnen und Soldaten 
der Bundeswehr die parallele Wahrnehmung dienstli-
cher und familiärer Pflichten erleichtern. Eine geeig-
nete Betreuung von Kindern sei bedeutsam für eine 
tragfähige Balance von Familie und Dienst. Daher 
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wurde als ein Ziel der Attraktivitätsagenda richtiger-
weise die Gewährleistung einer lückenlosen Kinder-
betreuung formuliert. 
Die Aufgabe der Bereitstellung von Einrichtungen zur 
Kinderbetreuung liegt nach dem Grundgesetz in der 
originären Zuständigkeit der Länder und Kommunen. 
Die Beauftragte für die Vereinbarkeit von Familie und 
Beruf/Dienst in der Bundeswehr ist hier ein wichtiges 
Bindeglied. Sie hat schon Einiges auf den Weg 
gebracht, um die Betreuung der Kinder von Soldatin-
nen und Soldaten gewährleisten zu können. Dennoch 
besteht gerade an großen Standorten nach wie vor 
Handlungsbedarf. Dieser bezieht sich auch auf Schul-
kinder, für die eine Hortbetreuung benötigt wird. Der 
Ausbau der Ganztagsbetreuung ist zwingend erforder-
lich.  
Bei der Teilnahme an Lehrgängen stellt die Frage 
der Kinderbetreuung für Soldatinnen und Soldaten 
immer wieder eine Herausforderung dar. Mit dem 
Projekt „Kinderbetreuung für Lehrgangsteilneh-
mende“ will die Beauftragte Lösungen anbieten. Im 
Jahr 2016 wurden in der Führungsakademie der Bun-
deswehr in Hamburg, der Logistikschule in Osterholz-
Scharmbeck, der Marineschule Mürwik, der Schule 
Strategische Aufklärung in Flensburg, der Sanitäts-
akademie in München und dem Bildungszentrum der 
Bundeswehr in Mannheim Betreuungsmöglichkeiten 
für Kinder von Lehrgangsteilnehmerinnen und -teil-
nehmern geschaffen. Mit den aus diesem Pilotprojekt 
gewonnenen Erkenntnissen soll künftig eine bedarfs-
gerechte Kinderbetreuung an allen Lehrgangseinrich-
tungen der Bundeswehr sichergestellt werden. 

Erfreulicherweise konnte zwischenzeitlich das Pro-
blem der individuellen Erstattung von zusätzlich an-
fallenden unabwendbaren Kinderbetreuungskosten 
während Aus-, Fort- und Weiterbildung besser gelöst 
werden. Der Erstattungssatz wurde auf die Höhe des 
gesetzlichen Mindestlohns, das sind derzeit 8,84 Euro 
pro Stunde, festgelegt. Ob das ausreicht, bleibt in der 
Praxis zu prüfen. Ebenso gibt es Erstattungsmöglich-
keiten von Fahrtkosten für Personen, die ein Kind 
unentgeltlich betreuen.  
Die Abwesenheit eines Elternteils im Falle der 
Erkrankung eines Kindes stellt Soldatenfamilien 
ebenfalls immer wieder vor Schwierigkeiten. Die in 
den Liegenschaften der Bundeswehr bisher eingerich-
teten 370 Eltern-Kind-Arbeitszimmer sind bei derarti-
gen Problemen oft keine Lösung. Dieses Angebot ist 
für besonders kurzfristige Notsituationen gedacht. Es 
soll Eltern entlasten, die durch den ungeplanten Aus-
fall von Krippe, Kita oder familiären Betreuern vor 
dem Problem stehen, ihre Kinder während der Dienst-
zeit zu betreuen. 

Anfang Juni 2015 hatte die Bundeswehr einen Rah-
menvertrag über „Serviceleistungen zur besseren Ver-
einbarkeit von Beruf und Familie – Familienservice“ 
unterzeichnet. Seither ist der Eltern-Service der 
Arbeiterwohlfahrt für zunächst vier Jahre im Rahmen 
eines Pilotprojekts an einzelnen Standorten für die 
Unterstützung im Zusammenhang mit der Betreuung 
von Kindern und pflegebedürftigen Angehörigen 
zuständig. Das Angebot wird bisher jedoch nur 
schleppend angenommen. Eine für das Jahr 2018 vor-
gesehene Auswertung des Projekts soll darüber ent-
scheiden, ob es künftig aufrechterhalten oder einge-
stellt wird. Unklar ist bisher, ob die fehlende Reso-
nanz auf Unkenntnis zurückzuführen ist, oder ob sich 
das Instrument als solches nicht bewährt hat. 

Soldatinnen und Soldaten, die im Notfall auf Unter-
stützung angewiesen sind, wünschen sich schnelle 
und unkomplizierte Hilfe und wollen belastende Situ-
ationen nicht an unterschiedlichen Stellen immer wie-
der neu darlegen müssen. Eine zivile Organisation 
kann die spezifischen Probleme, die mit dem Solda-
tenberuf einhergehen, auch nicht immer ohne weiteres 
nachvollziehen. Wünschenswert wäre deshalb eine 
bundeswehrinterne Hilfestellung. Hier könnte die 
Bundeswehr sich an den Angeboten anderer Armeen 
orientieren. So bieten die kanadischen Streitkräfte 
zum Beispiel eine sogenannte „Emergency Child 
Care“ (Notfallkinderbetreuung) an. Hilfseinrichtun-
gen für Angehörige der Streitkräfte unterstützen die 
Soldatenfamilien bei einer kurzfristig benötigten Kin-
dernotbetreuung (bis zu 96 Stunden). 

Die Nachfrage nach qualifizierter Kinderbetreuung 
wird durch den geplanten personellen Aufwuchs der 
Bundeswehr mit großer Wahrscheinlichkeit weiter 
zunehmen. Nach Auskunft des Bundesministeriums 
der Verteidigung ist jedoch bisher nicht beabsichtigt, 
proaktiv Maßnahmen zu ergreifen. Vielmehr soll wei-
terhin nur auf Meldungen zu vorhandenen Defiziten 
bei der Betreuung von Kindern im Krippen- und Kita-
alter reagiert werden. Das ist zu wenig. Der Wettbe-
werb um Fachkräfte wird sich weiter verschärfen. 
Viele Unternehmen haben längst erkannt, dass 
betriebliche Kinderbetreuung einen Wettbewerbs-
vorteil im Kampf um qualifiziertes Personal darstellt. 
Es reicht nicht, die Kinderbetreuung auf dem Papier 
zu garantieren und die Soldatinnen und Soldaten mit 
der Organisation sich selbst zu überlassen. Es muss 
mehr Angebote als bisher geben. Die Bundeswehr-
krankenhäuser zeigen, dass es auch in der Bundes-
wehr möglich ist, attraktive Kinderbetreuung anzubie-
ten. Eine qualifizierte Kinderbetreuung unter der Ver-
antwortung der Bundeswehr an größeren Standorten 
sollte eine Selbstverständlichkeit sein. 
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In Frankreich, Spanien und den USA werden zumin-
dest an allen Großstandorten nicht nur streitkräfteei-
gene oder -nahe Krippen und Kindergärten betrieben, 
die Kinderbetreuung wird auch organisatorisch oder 
finanziell unterstützt. Die kanadischen Streitkräfte 
betreiben an 32 Standorten sogenannte „Military 
Family Resource Centres“ (Familienbetreuungszen-
tren). Viele dieser Zentren haben eigene Kindertages-
stätten, die wochentags während der regulären Dienst-
zeiten für Militärfamilien geöffnet sind. Für den Fall, 
dass sie über keine eigene Kindertagesstätte verfügen 
oder die Entfernung zwischen dem Familienbetreu-
ungszentrum und der Wohnung der Soldatenfamilie 
zu groß ist, sind diese Zentren behilflich, eine hoch-
wertige Kinderbetreuung in Wohnungsnähe zu finden. 
Die amerikanischen Streitkräfte wiederum bieten 
innerhalb ihrer militärischen Liegenschaften verschie-
dene Betreuungsmöglichkeiten für Kinder im Alter 
von sechs Wochen bis zwölf Jahren an. 

Selbstverständlich kosten solche Maßnahmen. Wenn 
die Bundeswehr jedoch ernsthaft als modern und 
familienfreundlich wahrgenommen werden möchte, 
muss für die Betreuung der Kinder ihrer Soldatinnen 
und Soldaten Geld in die Hand genommen werden 
- wie das andere Nationen auch tun. So sind die Kos-
ten für die Kinderbetreuung fest im Verteidigungs-
haushalt der USA eingeplant (0,12 Prozent 2015). 

Im Falle der Erkrankung eines Kindes haben beide 
berufstätigen Elternteile einen jeweils eigenständigen 
Anspruch auf Sonderurlaub zur Betreuung. 
Betroffene Soldatinnen und Soldaten kritisierten im 
Berichtsjahr, dass der Arbeitgeber Bundeswehr – trotz 
der Besonderheiten des Soldatenberufs – die Übertra-
gung dieses Anspruchs auf den Ehepartner grundsätz-
lich nicht zulässt, wenn die zustehenden Tage auf-
grund dienstlicher Belange nicht in Anspruch genom-
men werden können. Bisher hat das Bundesministe-
rium der Verteidigung die Übertragung mit der 
Begründung abgelehnt, der Anspruch sei im Bereich 
des öffentlich-rechtlichen Dienst- und Treueverhält-
nisses höchstpersönlich. 

In anderen Berufssparten ist eine entsprechende Über-
tragung unter bestimmten Voraussetzungen mittler-
weile jedoch durchaus möglich. Vor diesem Hinter-
grund hat das Ministerium seine Auffassung geändert. 
Es lässt nun eine Übertragung in den Fällen zu, in de-
nen beide Anspruchsberechtigte Bundeswehrangehö-
rige sind und die übertragende Person aufgrund lang-
andauernder Lehrgänge oder Auslandseinsätze daran 
gehindert ist, den Sonderurlaub wahrzunehmen. Die 
Öffnung ist grundsätzlich zu begrüßen. Allerdings 
wäre wünschenswert, über diese beiden Fallkonstella-
tionen hinaus, weitere Hinderungsgründe einzubezie-
hen.  

Familienspezifische Probleme bei Auslands-
verwendungen 
Auslandsverwendungen können für Soldaten mit 
Familie ganz eigene Problemstellungen mit sich brin-
gen. So beschäftigte viele Soldatinnen und Soldaten 
im Berichtsjahr die Frage, inwieweit eine Auslands-
verwendung – unabhängig davon, ob die Diensthoheit 
bei der Bundeswehr oder der NATO liegt – der Zah-
lung von Elterngeld entgegensteht. 

Grundsätzlich erhält Elterngeld, wer seinen Wohnsitz 
(oder gewöhnlichen Aufenthalt) in Deutschland hat. 
Davon gibt es jedoch Ausnahmen. So haben Bediens-
tete, die von ihrem Dienstherrn im Rahmen ihres in 
Deutschland bestehenden öffentlich-rechtlichen 
Dienst- oder Amtsverhältnisses vorübergehend ins 
Ausland abgeordnet, versetzt oder kommandiert sind, 
einen Anspruch auf Elterngeld. Dies gilt auch dann, 
wenn sie im Ausland bei einer zwischen- oder über-
staatlichen Einrichtung wie der NATO tätig sind. Die 
in einem Haushalt lebenden Ehegatten oder Lebens-
partner nach dem Lebenspartnerschaftsgesetz sind 
ebenfalls in die Ausnahmeregelung einbezogen. Die 
bei Soldatinnen und Soldaten zu Tage getretenen 
Unsicherheiten zeigen erneut, dass die Beratung, hier 
im Zuge der Vorbereitung auf eine Auslandsverwen-
dung, noch nicht optimal ist.  

Trotz des Elterngeldanspruches beklagten sich
Soldatinnen und Soldaten darüber, dass es ihnen fak-
tisch unmöglich sei, während einer Auslandsverwen-
dung in Elternzeit zu gehen. Sie verlören den 
Anspruch auf Auslandsdienstbezüge und müssten 
hohe finanzielle Einbußen hinnehmen. Für eine 
Petentin war dies beispielsweise ein Grund, sich 
gegen ein zweites Kind zu entscheiden. Das Bundes-
ministerium der Verteidigung bestätigte, dass ein spe-
zieller besoldungsrechtlicher Ausgleich für den Weg-
fall der Auslandsdienstbezüge während der Elternzeit 
vom Gesetzgeber bisher nicht vorgesehen ist. Unter 
dem Aspekt der Gleichbehandlung mit Soldatinnen 
und Soldaten in Elternzeit im Inland werden finanzi-
elle Einbußen jedoch als hinnehmbar angesehen, 
zumal diese in der Regel nicht überraschend aufträ-
ten.
Zweifellos ist es richtig, die Gleichbehandlung der 
Soldatinnen und Soldaten im Inland und im Ausland 
im Blick zu behalten. Die Lebenshaltungskosten in 
den verschiedenen Stationierungsländern sind jedoch 
sehr unterschiedlich. Aus Sicht des Wehrbeauftragten 
ist deshalb eine differenziertere Betrachtungsweise 
erforderlich.  
Die Nichtübernahme von Flugkosten für kleine Kin-
der kann Soldatinnen und Soldaten bei dienstlich 
bedingten Reisen ebenfalls vor Probleme stellen. 
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Eine in Neapel stationierte alleinerziehende Sol-
datin schilderte, sie habe bei einer truppenärztlich 
angeordneten Dienstreise nach Deutschland ihre 
fünfjährige Tochter mitgenommen. Die Flugkosten für 
das Ticket ihrer Tochter seien ihr nicht erstattet wor-
den. Dagegen wäre eine 24-Stunden-Betreuung für 
das Kind für die Tage der Dienstreise erstattungsfähig 
gewesen. Zum einen stand eine solche allerdings gar 
nicht zur Verfügung. Zum anderen wollte die Soldatin 
ihrem Kind eine derart lange Betreuung durch eine 
fremde Person auch nicht zumuten, zumal das Flugti-
cket preiswerter war als eine Betreuung. Das Bundes-
ministerium der Verteidigung wies darauf hin, nur für 
Kinder, die das vierte Lebensjahr noch nicht vollendet 
haben, sei statt der Kostenübernahme für die Inan-
spruchnahme einer Familien- und Haushaltshilfe die 
Übernahme von Reisekosten möglich. 

Diese Altersgrenze ist unverständlich und lebens-
fremd. Wenn es etwa um die Möglichkeit der Verkür-
zung der Arbeitszeit für Soldaten mit Kindern geht, 
gilt eine Altersgrenze von zwölf Jahren. Der Wehrbe-
auftragte hatte daher angeregt, diese Altersgrenze 
auch in Bezug auf die Gewährung von Reisebeihilfen 
anzuwenden. Dieser Anregung ist das Ministerium 
gefolgt. Die entsprechende Regelung wurde zwi-
schenzeitlich überarbeitet und die Altersgrenze auf 
zwölf Jahre heraufgesetzt.  

Eine besondere Härte stellt für viele Soldatenfamilien 
die Verkürzung einer Tour of Duty, das ist die vorge-
sehene Verwendungsdauer im Ausland, dar. 

Im Zusammenhang mit der Auflösung des Stand-
orts in Holloman (USA) beklagten im Berichtsjahr 
mehrere Soldatinnen und Soldaten die Rückverset-
zung vor Ablauf der dreijährigen Verwendungsdauer. 
Für einen der Betroffenen führte das dazu, dass er 
nicht in sein Eigenheim zurückziehen konnte, was er 
auf drei Jahre vermietet hatte.

Veränderungen der Rahmenbedingungen, wie zum 
Beispiel Standortschließungen, sind für die Soldatin-
nen und Soldaten und ihre Familien stets mit erhebli-
chen zusätzlichen Belastungen verbunden. Solche 
Situationen lassen sich nicht immer vermeiden, umso 
wichtiger sind jedoch eine frühe Information über die 
Veränderungen und die persönliche Verwendungspla-
nung. 
Schlechte Information und Kommunikation sind auch 
bei Flugverschiebungen ein Problem. Wie in dem 
Kapitel über die Auslandseinsätze dargestellt, betref-
fen derartige Verschiebungen die meisten Einsatzorte 
und kommen häufig vor. So schilderte die Ehefrau 
eines in Masar-i-Sharif stationierten Soldaten 
Probleme bei dessen Rückreise nach dem Heimatur-
laub an Weihnachten: 

„Wir haben zwei kleine Kinder im Alter von vier-
einhalb und zweieinhalb Jahren, denen wir möglichst 
einfühlsam erklären wollten, wie lange ihr Papa über 
Weihnachten zu Hause sein würde und wie viele Tage 
dann noch bis zum Rückflug bleiben würden. Der 
Rückflug sollte ursprünglich am 4. Januar 2017 statt-
finden. Am Morgen dieses Tages hat mein Mann dann 
zufällig durch einen Kameraden vor Ort erfahren, 
dass sich die Ankunftszeit in MES um 24 Stunden ver-
schoben hatte. Dank dieser Information konnten wir 
noch einen weiteren Tag mit meinem Mann verbrin-
gen, ohne dass er die 350 km umsonst nach Köln 
gefahren wäre. Anderen Kameraden aus anderen Ein-
heiten ging dies aber nicht so, so dass sie bereits am 
Mittwoch letzter Woche vergeblich nach Köln gefah-
ren sind.“

Dies ist wiederum ein Beispiel dafür, dass die Bun-
deswehr eine bessere, individueller auf die Soldaten 
und ihre Familien abgestellte Informations- und Kom-
munikationskultur entwickeln muss. Flugverschie-
bungen lassen sich nicht immer vermeiden. Doch 
kommt Wertschätzung für die Dienste eines Soldaten 
und für die diesen Dienst mittragende Familie auch 
dadurch zum Ausdruck, dass der Dienstherr sie recht-
zeitig über Veränderungen informiert. Der Fürsorge-
gedanke gebietet es, den Soldatenfamilien die wenige 
Zeit, die sie miteinander verbringen können, nicht 
noch unnötig zu erschweren.  

Nicht selten bringt die Häufigkeit von Auslandsein-
sätzen Soldaten und ihre Familien an den Rand ihrer 
Belastungsgrenzen.  

So schilderte ein junger Vater von zwei kleinen
Kindern, dass er in den vergangenen vier Jahren mehr 
als 500 Einsatztage absolviert habe und die Entwick-
lung seiner Kinder daher nur wenig begleiten und mit-
erleben durfte. Er befürchte, aufgrund der schwieri-
gen Personalsituation kurzfristig erneut in den Ein-
satz verlegen zu müssen.  
Auch wenn die derzeitige Personallage teilweise sehr 
angespannt ist, müssen Lösungen gefunden werden, 
um die Einsatzdauerbelastung in bestimmten Berei-
chen spürbar zu reduzieren.  

11. Gesundheit und gesundheitliche Versor-
gung

Sanitätsdienst 
Der Sanitätsdienst der Bundeswehr hat die Kernauf-
gabe, die sanitätsdienstliche Versorgung der Soldatin-
nen und Soldaten in Deutschland sowie im Einsatz 
sicherzustellen. Soldatinnen und Soldaten genießen 
nicht die freie Arztwahl sondern müssen in allen 
gesundheitlichen Angelegenheiten sanitätsdienstliche 
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Einrichtungen der Bundeswehr aufsuchen. Das setzt 
voraus, dass genügend erreichbare und personell aus-
reichend ausgestattete sanitätsdienstliche Einrichtun-
gen bestehen. Dem ist leider nicht so.  

Der Besetzungsgrad bei den Sanitätsunterstützungs-
zentren, den zentralen Trägern der ambulanten Ver-
sorgung im Grundbetrieb, betrug 2017 bei den Offi-
zieren nahezu 90 Prozent, bei den Unteroffizieren nur 
80 Prozent. In den Sanitätsversorgungszentren, die als 
Teileinheiten der Sanitätsunterstützungszentren die 
truppenärztliche und truppenzahnärztliche Versor-
gung in der Fläche sicherstellen, betrug der Beset-
zungsgrad bei den Sanitätsoffizieren lediglich 85 Pro-
zent. Aufgrund von Einsatzverpflichtungen, Urlaub 
oder aus anderen Gründen liegt die Zahl der täglich 
tatsächlich vor Ort befindlichen Dienstposteninhaber, 
die Tagesantrittsstärke, in der Regel deutlich unter den 
genannten Zahlen.  

Im Sanitätsversorgungszentrum Freyung, das
knapp 600 Soldatinnen und Soldaten betreut, sind 
grundsätzlich ein Truppenarzt und ein Zahnarzt für 
die sanitätsdienstliche Versorgung vorgesehen. Auf-
grund der Teilnahme des regulären Truppenarztes an 
einer besonderen Auslandsverwendung war von 
Januar bis Mai 2017 kein regulärer Truppenarzt vor 
Ort. Die truppenärztliche Betreuung musste von 
einem Vertragsarzt übernommen werden, der aller-
dings nur dienstags und donnerstags jeweils von 8.00 
bis 12.00 Uhr zur Verfügung stand.

Der Rückgriff auf Vertragsärzte mag im Einzelfall 
als Überbrückungsmaßnahme dienlich sein. Ziel muss 
es aber bleiben, durch geeignete Maßnahmen eine 
ausreichende Anzahl an Ärzten und Zahnärzten für 
die Bundeswehr zu gewinnen. Um teilzeitbedingte 
Abwesenheiten von Ärzten aufzufangen, wurden im 
Rahmen eines Pilotprojekts sogenannte Kompensati-
onsdienstposten geschaffen. Wie im Kapitel zu den 
Problemen einer Pendlerarmee dargelegt, konnten 
diese bisher nicht die beabsichtigten Erfolge erzielen 
und sind auch grundsätzlich hinsichtlich ihrer Geeig-
netheit in Frage zu stellen.  
Nicht viel besser stellt sich die Personalsituation beim 
militärischen Assistenz- und Pflegepersonal dar. So 
lag der Besetzungsgrad bei den Rettungsassisten-
ten/Notfallsanitätern bei nur 81 Prozent. Mit einer 
Verbesserung ist hier nach Angaben des Verteidi-
gungsministeriums trotz des eingeleiteten Personal-
aufwuchses wegen der langen Ausbildungszeiten 
nicht vor 2019/2020 zu rechnen. 
Bei den Dienstposten Sanitätsfeldwebel/Fachwirt für 
ambulante medizinische Versorgung sind zwar 
86 Prozent der Dienstposten besetzt, allerdings nur 
55 Prozent davon mit dienstpostengerecht qualifizier-

tem Personal. Dies macht sich insbesondere in kleine-
ren Sanitätseinrichtungen bemerkbar, da bestimmte 
Aufgaben bei fehlender Qualifikation nicht auf andere 
verteilt werden können. 
Seit der im Rahmen der letzten Bundeswehrreform 
erfolgten Reduzierung wird die sanitätsdienstliche 
Versorgung teilweise durch zivile Vertragsärzte 
sichergestellt. Da zivile Ärzte allerdings keine wehr-
medizinischen Untersuchungen durchführen dürfen, 
müssen beispielsweise die deutschen Soldatinnen und 
Soldaten vom Standort Eibergen (Niederlande) Taug-
lichkeitsuntersuchungen und sonstige wehrmedizini-
sche Begutachtungen im über 80 Kilometer entfernten 
Sanitätsversorgungszentrum Münster durchführen 
lassen. Soldatinnen und Soldaten anderer Standorte, 
die über keinen eigenen Truppenarzt verfügen, müs-
sen in die teilweise bis zu 30 Kilometer entfernte 
nächstgelegene Sanitätseinrichtung gebracht werden. 
Dies kostet Dienst- und Ausbildungszeit. 

So wurde im Rahmen eines Truppenbesuchs
bemängelt, dass der Sanitätsbereich im Standort 
Saarlouis zum 31. Dezember 2016 geschlossen und 
die dort stationierten Soldatinnen und Soldaten für 
ärztliche Verordnungen, Tauglichkeitsuntersuchun-
gen und Neukrankmeldungen in den 22 Kilometer ent-
fernten Standort Merzig fahren müssten. Die Anfahrt 
mittels eines täglichen Shuttle-Services erfolge bei 
Dienstbeginn, die Rückfahrt jedoch erst, wenn alle 
das Shuttle nutzenden Soldaten behandelt worden 
seien. So seien die Soldaten teilweise erst gegen 14.00 
Uhr wieder an ihrem Standort. Das führe dazu, dass 
einzelne Soldatinnen und Soldaten auf die Neukrank-
meldung verzichteten und sich erforderliche Medika-
mente privat beschafften. 

Soldatinnen und Soldaten, die sich in der ZAW- 
Betreuungsstelle Kassel in Ausbildung befinden, müs-
sen seit 1. Oktober 2017 die Sanitätseinrichtung im 
30 Kilometer entfernten Fritzlar aufsuchen. Im Rah-
men eines Truppenbesuchs wurde bemängelt, dass 
Lehrgangsteilnehmer aufgrund der Fahr- und Warte-
zeiten wertvolle Ausbildungszeit verlieren. 
Nach wie vor werden die Gesundheitsunterlagen der 
Soldatinnen und Soldaten („G-Akte“) nur in Papier-
form geführt. Einträge der behandelnden Ärzte erfol-
gen handschriftlich, was die Lesbarkeit mitunter deut-
lich erschwert. In dieser G-Akte befinden sich alle 
Befunde und sonstigen medizinischen Unterlagen für 
den jeweiligen Soldaten. Diese werden auch im Falle 
der Geltendmachung einer Wehrdienstbeschädigung 
als Nachweis herangezogen. Beim Wechsel der 
Dienststelle, zum Beispiel aufgrund einer Versetzung, 
wird die G-Akte zur neuen Dienststelle versandt oder 
dem jeweiligen Soldaten zur Mitnahme an den neuen 
Ort ausgehändigt. Diese Praxis führte in Einzelfällen 
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zum Verlust der Unterlagen. Seit Jahren fordert der 
Wehrbeauftragte das Bundesministerium der Vertei-
digung dazu auf, eine moderne elektronische Akten-
führung herzustellen, wie sie im zivilen Bereich längst 
üblich ist. Seit 2015 kündigt das Ministerium Abhilfe 
an.  
Soldatinnen und Soldaten beklagten sich auch über 
schlechte telefonische Erreichbarkeiten der Sanitäts-
einrichtungen sowie lange Wartezeiten auf einen Be-
handlungstermin. 

Ein Petent versuchte zwei Wochen lang vergeb-
lich, in der Urologie des Bundeswehrzentralkranken-
hauses Koblenz telefonisch einen Termin zu vereinba-
ren. Als der Petent im März 2017 in der Abteilung 
Augenheilkunde desselben Krankenhauses um einen 
Augenarzttermin bat, erhielt er einen Behandlungster-
min für August 2017. Ausweislich einer Stellung-
nahme des Kommandos Sanitätsdienst hat es nach 
Rücksprache mit dem verantwortlichen Personal kei-
nen Grund für die späte Terminvergabe gegeben. 
Unter Berücksichtigung freier Kapazitäten konnte 
dem Petenten ein Termin für Ende April 2017 ange-
boten werden. 

Ein an PTBS erkrankter Soldat versuchte drei
Wochen lang vergeblich, im Bundeswehrzentralkran-
kenhaus in der psychiatrischen Abteilung jemanden zu 
erreichen, um einen Behandlungstermin zu vereinba-
ren. Solche Hindernisse stellen gerade für traumati-
sierte Soldatinnen und Soldaten eine unzumutbare 
zusätzliche Belastung dar. 
Diese Probleme hat inzwischen auch das Bundesmi-
nisterium der Verteidigung erkannt. Zum 1. April 
2017 wurden sogenannte Terminkoordinierungs-
stellen eingerichtet mit dem Ziel, die Terminvergabe 
für Soldatinnen und Soldaten zu verbessern. Dabei 
sollen Soldatinnen und Soldaten als privilegierte Pati-
entengruppe wahrgenommen und behandelt werden 
und Termine zur ambulanten Untersuchung und/oder 
Behandlung in den Bundeswehrkrankenhäusern bin-
nen einer Frist von drei Wochen realisiert werden. Der 
Wehrbeauftragte wird die Arbeit dieser Terminkoor-
dinierungsstellen beobachten. 

Einsatzbedingte psychische Erkrankungen 
Die Gesamtzahl der Soldatinnen und Soldaten, die im 
Berichtsjahr wegen einer einsatzbedingten psychi-
schen Erkrankung in einer psychiatrischen Abteilung 
oder psychiatrischen Fachuntersuchungsstelle der 
Bundeswehr untersucht, behandelt oder begutachtet 
wurden, betrug im Berichtsjahr 784 (Vorjahr: 751). 
Bei vielen Soldatinnen und Soldaten haben sich die 
Erkrankungen mittlerweile chronifiziert, was die Be-
handlungszeiten deutlich erhöht. Es stellt sich deshalb 

die Frage, ob die Bundeswehr den bestehenden Be-
handlungsbedarf noch adäquat befriedigen kann. 

In den Bundeswehrkrankenhäusern sind nach Aus-
sage des Verteidigungsministeriums in der neuen 
Zielstruktur im Fachgebiet Psychiatrie 90 vollstatio-
näre (statt bisher 92) sowie 80 tagesklinische Betten 
(statt bisher 23) vorgesehen. Der Personalkörper 
(Fachärzte/Fachärztinnen und Assistenzpersonal) soll 
entsprechend aufwachsen. Die Umsetzung sei aller-
dings abhängig von laufenden und geplanten Infra-
strukturmaßnahmen sowie der Personalentwicklung 
in dem Fachgebiet. Die angekündigte Erhöhung der 
Gesamtkapazität in den Bundeswehrkrankenhäusern 
hat bislang nur in den Krankenhäusern Berlin und 
Koblenz zu zusätzlichen Dienstposten (je ein Arzt und 
ein Pfleger) für den Betrieb der Tageskliniken
geführt. Zusätzliche Räumlichkeiten für die Behand-
lung und Betreuung der tagesklinischen Patienten gibt 
es nach aktuellem Kenntnisstand nicht. Sie sollten 
jedoch im Rahmen der vom Ministerium angespro-
chenen Infrastrukturmaßnahmen unbedingt Berück-
sichtigung finden. 

Für die Fachärztlichen Untersuchungsstellen Psychi-
atrie (maximal 19 in den Facharztzentren und Bundes-
wehrkrankenhäusern) hat das Ministerium eine perso-
nelle Verstärkung zunächst an fünf Facharztzentren 
zeitlich gestaffelt mit je einem psychologischen Psy-
chotherapeuten und einer Assistenzkraft angekündigt. 
Diese Maßnahme ist im Hinblick auf eine Verbesse-
rung des Angebots ambulanter Behandlung in der Flä-
che als positiv zu bewerten. Dennoch wird auch 
zukünftig ein Großteil der ambulanten Behandlung
durch zivile ärztliche und psychologische Psychothe-
rapeuten erfolgen. 
Es ist deshalb sehr erfreulich, dass es im Berichtsjahr 
zu Verbesserungen bei der Vergütung gekommen ist. 
So hat das Verteidigungsministerium mit der Bundes-
psychotherapeutenkammer eine Erhöhung des bishe-
rigen Steigerungssatzes der Gebührenordnung für 
Psychotherapeuten/Psychotherapeutinnen in Verbin-
dung mit der Gebührenordnung für Ärzte/Ärztinnen 
von 2,0 auf 2,2 ausgehandelt. Diese Änderung trat 
zum 1. März 2017 in Kraft. Des Weiteren erhalten 
Psychotherapeuten ab dem 1. April 2017 von der 
Bundeswehr einen Strukturzuschlag für die Behand-
lung von Soldatinnen und Soldaten. Diese finanziellen 
Verbesserungen können dazu beitragen, die zivile 
psychotherapeutische Versorgung von Soldatinnen 
und Soldaten im erforderlichen Umfang sicherzustel-
len. 
Neben der Posttraumatischen Belastungsstörung 
gewinnen andere einsatzbedingte psychische Störun-
gen wie Depressionen, Anpassungsstörungen und 
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Suchterkrankungen an Bedeutung. Nach Einschät-
zung des Psychotraumazentrums der Bundeswehr ist 
dies auf die Zunahme moralisch belastender Situatio-
nen im Einsatz, wie das Erleben von Armut, Bürger-
kriegen und Gräueltaten zurückzuführen. Auch fami-
liäre Konflikte bedingt durch die Trennung aufgrund 
eines Einsatzes spielen eine Rolle. Gerade Depressio-
nen oder auch Suchterkrankungen führen nicht selten 
bei einer Chronifizierung zu massivem körperlichem 
Verfall. Insofern ist es zu begrüßen, dass das Psycho-
traumazentrum ein Depressions- und Suizidpräventi-
onsprojekt in zivil-militärischer Zusammenarbeit ins 
Leben gerufen hat. Es soll helfen, einen Anstieg 
depressiver Erkrankungen, die in einigen Fällen auch 
mit Suizidalität einhergehen, zu verhindern. 
Von besonderer Bedeutung sind auch die Erforschung 
der Belastung von Lebenspartnern und Kindern 
traumatisierter Soldaten sowie die entsprechende Ent-
wicklung von therapeutischen Angeboten durch das 
Psychotraumazentrum. Die Fürsorge des Dienstherrn 
darf sich nicht auf die Rehabilitation der erkrankten 
Soldatin oder des erkrankten Soldaten beschränken.  
Betroffene Soldatinnen und Soldaten machen immer 
wieder deutlich, wie wichtig es für eine frühzeitige 
umfassende Behandlung und Betreuung bis hin zur 
Wiedereingliederung in den Dienst ist, dass alle darin 
eingebundenen Beteiligten sich fachlich austauschen 
und ihre Maßnahmen koordinieren. Dem wird nun-
mehr verstärkt Rechnung getragen durch die in allen 
Sanitätsunterstützungszentren eingerichteten „Inter-
disziplinären Patientenorientierten Rehabilitations-
teams“. Diese haben in Zusammenarbeit mit den 
Truppenärzten, den Vertretern der Militärseelsorge 
beider Konfessionen, den Mitarbeitern des Sozial-
dienstes und den zuständigen Truppenpsychologen 
beziehungsweise den regional zuständigen Psycholo-
gen alle Patienten mit Einsatzschädigung erfasst und 
kommen fallweise zusammen, um gemeinsam not-
wendige Maßnahmen zu erörtern und einzuleiten. 
Die Leiter der Sanitätsunterstützungszentren sollen 
auch die Vorgesetzten in ihrem jeweiligen Einzugsbe-
reich aktiv zum Umgang mit Einsatzgeschädigten 
beraten. Dies ist wichtig, damit die Betroffenen in 
ihrem dienstlichen Umfeld das notwendige Verständ-
nis und die notwendige Unterstützung erhalten. 
Betroffene Soldatinnen und Soldaten berichteten über 
eine immer noch unzureichende Information zu 
Angeboten für psychisch Einsatzgeschädigte und ihre 
Angehörigen, insbesondere zum Fachberatungssemi-
nar der Bundeswehr „Betreuung und Fürsorge unter 
einem Dach“. Inzwischen ist zumindest auf den Inter-
netplattformen „www.ptbs-hilfe.de“ sowie „www.an-
griff-auf-die-seele.de“ ein ausführlicher Hinweis auf 
das Seminar und dessen Inhalte sowie die jeweiligen 

Durchführungstermine zu finden. Die Inanspruch-
nahme eines solchen speziellen Angebots darf nicht 
nur aufgrund eines zufälligen Austauschs unter 
Betroffenen zustande kommen.  

In einer gemeinsamen Erklärung anlässlich des 
„6. Berliner Psychotraumakolloquiums“ am 5. De-
zember 2017 haben der Wehrbeauftragte, der Deut-
sche Bundeswehrverband und die Soldaten- und 
Veteranenstiftung Forderungen im Hinblick auf eine 
weitere Verbesserung der Betreuung und Versorgung 
psychisch einsatzgeschädigter Soldaten und ihrer 
Familien erhoben. Exemplarisch zu nennen sind die 
Einbeziehung der Familien in den gesamten Heilungs- 
und Rehabilitationsprozess in einem institutionalisier-
ten und finanzierten Rahmen. Daneben ist die Erwei-
terung des Leistungsangebots der unentgeltlichen 
truppenärztlichen Versorgung um innovative Behand-
lungsmethoden, wie etwa tiergestützte Therapien, 
soweit sie wissenschaftlich evaluiert sind, zu nennen 
und schließlich die Stärkung der Wehrpsychiatrie 
durch ein eigenes Forschungsbudget für die klinische 
Forschung der Bundeswehr. In den letzten Jahren sind 
viele Verbesserungen erreicht worden. Im Interesse 
der Soldaten und ihrer Familien sollte das fortgesetzt 
werden.  

Betreuungskonzept für ehemalige Angehö-
rige der Bundeswehr 
Das Verteidigungsministerium hat im Juni 2017 das 
Konzept „Betreuung von ehemaligen Angehörigen 
der Bundeswehr, die unter Einsatzfolgen leiden“ vor-
gelegt. Es dient der Verbesserung der Hilfe und Für-
sorge für bereits aus der Bundeswehr ausgeschiedene 
Soldatinnen und Soldaten, bei denen sich erst nach 
dem Ausscheiden eine einsatzbedingte Erkrankung 
manifestiert hat. Selbstgestecktes Ziel dieses Kon-
zepts ist es, „unbürokratisch, schnell und wirksam zu 
helfen“.  

In den Bereichen Information, materielle Unterstüt-
zung, medizinische Versorgung, psychosoziale Unter-
stützung („Netzwerk der Hilfe“) sowie Koordinie-
rung der Unterstützung werden notwendige Verbesse-
rungen identifiziert und Lösungsmöglichkeiten aufge-
zeigt. So soll die Öffentlichkeit, insbesondere das 
familiäre und berufliche Umfeld ehemaliger Bundes-
wehrangehöriger, für Einsatzfolgeerkrankungen und 
für die bestehenden Unterstützungs- und Hilfsange-
bote der Bundeswehr sensibilisiert werden. Darüber 
hinaus wird eine Härtefallregelung für ehemalige Sol-
daten auf Zeit oder Wehrdienstleistende geschaffen, 
denen eine Berufung in das im Zuge der verbesserten 
Einsatzversorgung eingeführte Wehrdienstverhältnis 
besonderer Art verwehrt ist. Schließlich sollen die 
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Leistungen der medizinischen Versorgung aller Ein-
satzgeschädigten unabhängig von ihrer Statusgruppe 
vereinheitlicht werden. 
Ein weiterer wichtiger Punkt ist der einfache, nied-
rigschwellige Zugang zu den bestehenden Maßnah-
men der Versorgung, Unterstützung und Fürsorge. 
Hierzu soll eine zentrale Stelle für die Koordinierung 
und die Information zu allen Themen im Zusammen-
hang mit der Bewältigung von Einsatzfolgen geschaf-
fen werden. Im Interesse der Betroffenen ist zu hoffen, 
dass die in dem Betreuungskonzept vorgeschlagenen 
Maßnahmen konsequent und zügig umgesetzt werden, 
auch wenn dafür möglicherweise neue gesetzliche 
Regelungen, zusätzliches Personal oder mehr Haus-
haltsmittel erforderlich sind. 

Suizide und Suizidversuche 
Im Jahr 2017 sind dem Wehrbeauftragten vom Bun-
desministerium der Verteidigung 14 Selbsttötungen 
(zwölf im Jahr 2016) und 55 Selbsttötungsversuche 
(46 im Jahr 2016) von Soldatinnen und Soldaten 
gemeldet worden. In der Statistik finden sich auch 
Fälle rein verbal geäußerter Suizidabsichten oder von 
Angehörigen befürchtete Selbsttötungsabsichten. Es 
ist durchaus möglich, dass eine gewisse Sensibilisie-
rung 2017 für die gestiegenen Zahlen mitverantwort-
lich ist. 
Der Wehrbeauftragte begrüßt, dass die Bundeswehr 
auf frühere Jahresberichte reagiert und begonnen hat, 
die Suizide und Suizidversuche jahresweise zu unter-
suchen und aus verschiedenen Blickwinkeln zu 
betrachten. Wesentlich sind hierbei insbesondere 
mögliche Einflussfaktoren wie Auslandseinsätze, 
häufige Abwesenheiten vom Wohnort sowie soziale 
und gesundheitliche Aspekte. Außerdem wird das 
suizidale Verhalten von Angehörigen der Bundeswehr 
im Rahmen der verfügbaren Daten mit dem der 
Gesamtbevölkerung verglichen. Damit trägt das 
Bundesministerium der Verteidigung auch der mit 
großer Mehrheit vom Deutschen Bundestag im Som-
mer 2017 beschlossenen Forderung Rechnung, die 
Suizidprävention in Deutschland weiter zu verbes-
sern (Bundestagsdrucksache 18/12782). 
Die Bundeswehr braucht wie die Gesellschaft insge-
samt noch mehr Aufklärung, Hilfen und Forschung zu 
diesem Thema. Die bestehenden Angebote reichen 
offenbar nicht aus, wenn nach aktuellen Forschungs-
ergebnissen 90 Prozent der bundesweit durch Suizid 
Verstorbenen an einer psychischen Erkrankung gelit-
ten haben, jedoch mehr als 80 Prozent der Suizidenten 
nicht behandelt worden sind. Da ein Suizid Ausdruck 
einer seelischen Krise ist, ist es wichtig, den Betroffe-
nen Lösungsangebote zu machen und in die Bera-

tungsangebote gegebenenfalls auch Angehörige ein-
zubeziehen. Wichtig können dabei zudem mehr 
geschlechtsspezifische und gruppenspezifische Ange-
bote sein.  

Beschädigtenversorgung 
Nachdem der Deutsche Bundestag mit Beschluss vom 
7. Juli 2016 (Bundestagsdrucksache 18/9032) die
Bundesregierung aufgefordert hat, die Verfahren zur 
Anerkennung einer Wehrdienstbeschädigung zu 
beschleunigen, hat das Bundesministerium der Vertei-
digung umfassende aufbau- und ablauforganisatori-
sche Maßnahmen erarbeitet und im Berichtsjahr 
umgesetzt. Es hat das Antragsverfahren gestrafft und 
die IT-Unterstützung verbessert. Der für die medizini-
sche Begutachtung zuständige ärztliche Dienst führt 
zur Steigerung der Qualität der Gutachten nun mehr 
Präsenzbegutachtungen durch anstatt nur Gutachten 
nach Aktenlage. Das vermehrt auch die Akzeptanz bei 
den Betroffenen. Für den Pool an externen Gutachtern 
konnten 40 aktive Sanitätsoffiziere für eine nebenamt-
liche Gutachtertätigkeit gewonnen werden. Die 2016 
zugewiesenen zusätzlichen Dienstposten sind mittler-
weile vorhanden. Die Umsetzung der geschilderten 
Maßnahmen hat zu einer spürbaren Reduzierung der 
Bearbeitungszeiten sowie einer Steigerung in der 
Qualität der Bearbeitung geführt. 

Ziel muss es weiterhin sein, in der überwiegenden 
Anzahl der Fälle eine Bearbeitungszeit von deutlich 
unter einem Jahr zu erreichen. Dennoch wird es nach 
wie vor – und das zeigt sich auch an entsprechenden 
Eingaben im Berichtsjahr – Einzelfälle geben, die auf-
grund ihrer Komplexität sowohl hinsichtlich der Sach-
verhaltsermittlungen als auch hinsichtlich der erfor-
derlichen versorgungsmedizinischen Begutachtung 
nicht innerhalb eines Jahres bearbeitet werden kön-
nen. Wichtig erscheint hier vor allem, dass der jewei-
lige Antragsteller dann zumindest stets darüber infor-
miert ist, in welchem Stadium des Verfahrens sich 
sein Antrag befindet. Er muss nachvollziehen können, 
warum eine Bescheidung noch nicht möglich ist.  
Wie im Vorjahr beklagten bereits anerkannte Wehr-
dienstbeschädigte die Bearbeitung von Anträgen zur 
Heil- und Krankenbehandlung im Rahmen des Sozia-
len Entschädigungsrechts durch das Bundesamt für 
das Personalmanagement der Bundeswehr. Bei den 
Petenten handelte es sich meistens um ältere ehema-
lige Soldatinnen und Soldaten, deren Wehrdienstbe-
schädigung bereits seit langem anerkannt ist und die 
schon Leistungen der Heil- und Krankenbehandlung 
erhielten, als diese noch durch die Länderverwaltun-
gen erfolgten. Sie beanstandeten die Dauer der Bear-
beitung, das Fehlen regelmäßiger Sachstandsmittei-
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lungen sowie eine schlechte Erreichbarkeit im Bun-
desamt für das Personalmanagement der Bundeswehr. 
Oftmals trugen sie vor, die Bearbeitung durch die vor-
mals zuständigen jeweiligen Länderbehörden sei sehr 
viel unkomplizierter gewesen. Das kann man sicher 
besser machen, wie die Beschleunigung der Verfahren 
zur Anerkennung einer Wehrdienstbeschädigung 
zeigt. 

Einsatzversorgung 
Das Bundesministerium der Verteidigung hat die Ent-
scheidungspraxis zur Gewährung der Einmalentschä-
digung weiterentwickelt. Der Zeitpunkt der 
Bescheiderteilung ist für die Bestimmung einer gege-
benenfalls erforderlichen Nachuntersuchung nicht 
mehr relevant. Maßgeblich sind jetzt der Zeitpunkt 
und insbesondere der Inhalt der versorgungsmedizini-
schen Begutachtung. Die einmalige Entschädigung
wird nun regelmäßig gewährt, wenn die folgenden 
Voraussetzungen vorliegen: Die Prognose aus versor-
gungsmedizinischer Sicht beziehungsweise aus fach-
ärztlich-psychiatrischer Sicht bei psychischen 
Gesundheitsstörungen darf für die nächsten zwei 
Jahre keine wesentliche Besserung des Gesundheits-
zustandes erwarten lassen. Außerdem muss eine ver-
sorgungsmedizinische Feststellung über die Minde-
rung der Erwerbsfähigkeit von 50 Prozent oder mehr 
vorliegen, die auch rückwirkend festgestellt werden 
kann. Diese vom Wehrbeauftragten schon lange ange-
regte Weiterentwicklung ist ausdrücklich zu begrü-
ßen. 
Bei unklarer Sach- oder Rechtslage und dadurch aus-
gelöster längerer Verfahrensdauer leisteten im 
Berichtsjahr erneut die Oberst Schöttler Versehrten-
Stiftung, die Soldaten- und Veteranenstiftung und 
andere, dem „Netzwerk der Hilfe“ angehörende, Initi-
ativen unbürokratische und schnelle Hilfe.  

Stand Radargeschädigte 
2017 gab es Verbesserungen bei der Entschädigung 
von Soldaten, die aufgrund ihres in den 1980er Jahren 
in der Bundeswehr und in der Nationalen Volksarmee 
geleisteten Dienstes an Radargeräten erkrankten. Dies 
ist seit vielen Jahren ein Thema in den Jahresberichten 
des Wehrbeauftragten. 

Auf Grundlage des Abschlussberichts zum Fachge-
spräch Radar 2015, das der Vorsitzende des Verga-
beausschusses der Härtefallstiftung geleitet hat, sind 
zur Beweiserleichterung für die ansonsten sehr lang-
wierige Anerkennung von Versorgungsleistungen 
weitere Krankheitsbilder in den Katalog der anerkann-
ten Erkrankungen aufgenommen worden. So werden 
nunmehr auch intrakranielle Tumore und bestimmte 

gutartige Tumore bei Vorliegen weiterer Vorausset-
zungen grundsätzlich anerkannt. Das Bundesamt für 
das Personalmanagement der Bundeswehr (zuständig 
für Betroffene der Bundeswehr) und das Bundesver-
waltungsamt (zuständig für Betroffene der ehemali-
gen Nationalen Volksarmee) haben vor diesem Hin-
tergrund alle ehemaligen Soldaten der Bundeswehr 
und der ehemaligen Nationalen Volksarmee ange-
schrieben, die in der Vergangenheit einen gutartigen 
Tumor geltend gemacht hatten. Von 29 Betroffenen, 
die sich daraufhin meldeten, wurden bislang bei 
sieben die Voraussetzungen für die Anerkennung 
einer Versorgungsleistung festgestellt, bei drei Ver-
fahren erfolgte eine Ablehnung. Weitere Fälle befin-
den sich noch in der Überprüfung. 
Begrüßenswert ist auch, dass bezüglich der bereits im 
letzten Jahresbericht erwähnten wissenschaftlichen 
Studie zum Thema „Mögliche DNA-Schädigungen 
von Nachkommen von Radarsoldaten“ inzwischen 
das Vergabeverfahren für die Beauftragung durchge-
führt wird. Bei einer geplanten Studiendauer von 
36 Monaten werden bis Ende 2020 Ergebnisse erwar-
tet. Zusätzlich hat das Verteidigungsministerium wei-
tere Maßnahmen getroffen, die die Bearbeitungsdauer 
von Anträgen auf Anerkennung einer Wehrdienstbe-
schädigung verkürzen sollen. 

Erfreulich ist zudem, dass für das Jahr 2017 die Haus-
haltsmittel für die Deutsche Härtefallstiftung um 
500.000 Euro auf nunmehr 1, 5 Millionen Euro aufge-
stockt wurden. Die Härtefallstiftung leistet (ehemali-
gen) Soldatinnen und Soldaten der Bundeswehr und 
der ehemaligen Nationalen Volksarmee sowie deren 
Angehörigen oder Hinterbliebenen in besonderen 
Härtefällen finanzielle Unterstützung, wenn seitens 
des Dienstherrn diese Leistungen nicht erfolgen kön-
nen. Auslöser der Mittelerhöhung war der am 
7. Juli 2016 gefasste Beschluss „Entschädigung für
die Radargeschädigten der Bundeswehr und der ehe-
maligen Nationalen Volksarmee noch weiter verbes-
sern“ des Deutschen Bundestages. Darin wird die 
Bundesregierung aufgefordert, die Empfehlungen des 
Abschlussberichts zum Fachgespräch Radar vom 
Februar 2015 umgehend umzusetzen. 

Die dargestellten Maßnahmen scheinen geeignet, die 
teils Jahre andauernden Verwaltungsverfahren zu 
beschleunigen und zu einem für alle Seiten nachvoll-
ziehbaren Ende zu bringen. 

Dr. Hans-Peter Bartels 
Wehrbeauftragter 
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12. Vorgänge und Eingaben:
Statistische Übersichten

Insgesamt sind im Berichtszeitraum 4.173 Vorgänge
erfasst worden. 

Vorgänge sind alle mit einem Aktenzeichen versehe-
nen Bearbeitungsgegenstände. Neben den Eingaben 
der Soldatinnen und Soldaten, von deren Familienan-
gehörigen und sonstigen Personen fallen darunter die 
vom Wehrbeauftragten überprüften „Meldepflichti-
gen Ereignisse“ in der Bundeswehr, die Vorgänge, die

 nach einem Truppenbesuch aufgegriffen wurden, und 
die Vorgänge, mit denen der Wehrbeauftragte sich 
von Amts wegen befasst. Zu letzteren gehören Er-
kenntnisse, die der Wehrbeauftragte beispielsweise 
aus Presseberichten oder Gesprächen erhält. Darüber 
hinaus sind Schreiben von Zivilbeschäftigten, die an 
den Petitionsausschuss des Deutschen Bundestags ab-
gegeben werden, und allgemeine Anfragen von Pri-
vatpersonen unter Sonstiges erfasst.  

Aufschlüsselung der Vorgänge – absolute Zahlen 

*)  Eingaben von Soldatinnen und Soldaten sowie deren Familienangehörigen. 
**)  Erkenntnisse aus Presseberichten und Gesprächen, Schreiben von Zivilbeschäftigten, allgemeine Anfragen von Privatper-

sonen
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Aufschlüsselung der persönlichen Eingaben (2.528) nach Einsendern in Prozent 

Aufschlüsselung der Vorgänge (4.173) nach Dienstgradgruppen in Prozent 

*)  unter anderem Familienangehörige, Privatpersonen, anonyme Vorgänge, allgemeine Vorgänge aus Truppenbesuchen.
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Aufschlüsselung der Vorgänge (4.173) nach Anliegen (8.354) *)

Anzahl 
Personalangelegenheiten aktiver Soldatinnen und Soldaten 2.962 

davon: 
Begründung und Beendigung von Dienstverhältnissen 514 
Verwendungsplanung, Beurteilung, Beförderung 685 
Personalbearbeitung und Personalführung 562 
Besoldung und besoldungsrechtliche Nebengebiete 434 
Personalstruktur 70
Kriegsdienstverweigerung 7
Reservistenangelegenheiten 63

Menschenführung und Kameradschaft 891 
Disziplinarrecht, Rechtsverstöße 1.001 

davon: 
Verdacht auf Verstoß gegen die sexuelle Selbstbestimmung 305 

Verhalten und Auftreten von Soldatinnen und Soldaten 
innerhalb und außerhalb des Dienstes 

153 

Ausbildung, Ausrüstung für die Ausbildung 276 
Auslandseinsätze und Ausrüstung im Einsatz 440 
Sicherheitsfragen und Unfälle 120 
Vereinbarkeit von Familie und Dienst, Pendlerangelegenheiten 519 

davon: 
Pendlerangelegenheiten 243 

Gesundheit/Sanitätsdienst/Heilfürsorge 295 
Infrastruktur und Unterkünfte 135 
Verpflegung/Bekleidung/Betreuung 175 
Versorgung und Soziales 765 
Arbeitszeit 97
Diversity 140 

davon: 
Frauen in den Streitkräften (Gleichstellungsfragen) 118 
Soldaten mit Migrationshintergrund 6
Sexuelle Vielfalt 9

Selbsttötung und Selbsttötungsversuch 76
Sonstiges **) 309 

*)  In einem Vorgang werden bis zu 3 Anliegen erfasst, weshalb die Anzahl der Anliegen höher ist, als die Anzahl der Vor-
gänge. 

**)  Soldatenbeteiligung, Arbeit des Wehrbeauftragten, Eingabeangelegenheiten, Bundeswehr in Staat und Gesellschaft, 
Grundsatzfragen, Struktur der Bundeswehr. 
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Entwicklung der Zahl der Vorgänge in den Jahren 1959 bis 2017 

Berichtsjahr Gesamtzahl der  
erfassten Vorgänge 

Jahresdurchschnitts-
stärke der Bundeswehr 

(aktive Soldatinnen  
und Soldaten) 

Vorgangsquote  
je Tausend Soldatinnen 

und Soldaten 

1959 3.368 248.800 13,5 
1960 5.471 258.080 21,2 
1961 3.829 316.090 12,1 
1962 5.736 374.766 15,3 
1963 5.938 401.337 14,8 
1964 5.322 424.869 12,5 
1965 4.408 437.236 10,1 
1966 4.353 454.569 9,6 
1967 4.503 456.764 9,9 
1968 6.517 472.070 13,8 
1969 7.033 455.114 15,5 
1970 7.142 468.484 15,2 
1971 7.891 466.889 16,9 
1972 7.789 492.828 15,8 
1973 6.673 472.943 14,1 
1974 6.748 490.053 13,8 
1975 6.439 486.206 13,2 
1976 7.319 488.616 15,0 
1977 6.753 491.424 13,7 
1978 6.234 491.481 12,7 
1979 6.884 492.344 14,0 
1980 7.244 490.243 14,8 
1981 7.265 493.089 14,7 
1982 6.184 490.729 12,6 
1983 6.493 495.875 13,1 
1984 6.086 487.669 12,5 
1985 8.002 495.361 16,2 
1986 8.619 495.639 17,4 
1987 8.531 495.649 17,2 
1988 8.563 494.592 17,3 
1989 10.190 486.825 20,9 
1990 9.590 458.752 20,9 
1991 9.864 476.288 20,7 
1992 8.084 445.019 18,2 
1993 7.391 399.216 18,5 
1994 5.916 361.177 16,4 



Deutscher Bundestag – 19. Wahlperiode – 99 – Drucksache 19/700

Berichtsjahr Gesamtzahl der  
erfassten Vorgänge 

Jahresdurchschnitts-
stärke der Bundeswehr 

(aktive Soldatinnen  
und Soldaten) 

Vorgangsquote  
je Tausend Soldatinnen 

und Soldaten 

1995 5.979 344.690 17,3 
1996 6.264 342.870 18,3 
1997 6.647 332.013 20,0 
1998 6.122 330.914 18,5 
1999 5.885 331.148 17,8 
2000 4.952 318.713 15,5 
2001 4.891 306.087 16,0 
2002 6.436 294.800 21,8 
2003 6.082 283.723 21,4 
2004 6.154 263.990 23,3 
2005 5.601 251.722 22,3 
2006 5.918 249.964 23,7 
2007 5.276 248.995 21,2 
2008 5.474 247.619 22,1 
2009 5.779 249.900 23,1 
2010 4.993 245.823 20,3 
2011 4.926 206.091 23,9 
2012 4.309 197.880 21,8 
2013 5.095 184.012 27,7 
2014 4.645 182.703 25,4 
2015 4.344 179.633 24,2 
2016 4.560 177.800 25,6 

2017 4.173 178.881 23,3 

Gesamt 368.877 
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Entwicklung der Zahl der persönlichen Eingaben bezogen auf die Jahresdurchschnitts-
stärke seit 2012 *) 

Berichtsjahr 

Jahresdurchschnittsstärke 
der Bundeswehr  

(aktive Soldatinnen und 
Soldaten) 

Gesamtzahl der 
persönlichen  

Eingaben 

Quote der persönlichen 
Eingaben je Tausend 

Soldatinnen und  
Soldaten 

2012 197.880 3.281 16,6
2013 184.012 3.770 20,5
2014 182.703 3.379 18,5
2015 179.633 2.917 16,2
2016 177.800 3.197 18,0
2017 178.881 2.528 14,1 

*)  Eine statistische Erfassung der persönlichen Eingaben ist erst seit der Einführung eines neuen Datenerfassungssystems im 
Amt des Wehrbeauftragten im Jahr 2012 möglich. 
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13. Besuche, Begegnungen, Gespräche des Wehrbeauftragten
und seiner Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter

Truppenbesuche des Wehrbeauftragten im Jahr 2017 

30.01. Manching Wehrtechnische Dienststelle 61 

08.02. Münster 
I. Deutsch-Niederländisches Korps 
Gemeinsamer Besuch mit dem Generalinspizienten der 
Niederländischen Streitkräfte 

09.02. Eibergen (Niederlande) 

CIS-Bataillon (Communication and Information Sys-
tems/Fernmeldebataillon) 
Gemeinsamer Besuch mit dem Generalinspizienten der 
niederländischen Streitkräfte

23.02. Seedorf Fallschirmjägerregiment 31 

27.-28.02. Saalfelden/Hochfilzen 
(Österreich) 

Österreichisch-deutscher Heeresbergführerlehrgang 
Gemeinsamer Besuch mit dem Vorsitzenden der 
Parlamentarischen Bundesheerkommission der  
Republik Österreich

02.03. Bad Reichenhall Gebirgsjägerbataillon 231 

07.03. Berlin Gemeinsame Anti-Terror-Übung Bundeswehr und 
Polizei (GETEX)  

03.04. Saarlouis Luftlandebrigade 1 

05.04. Illkirch-Graffenstaden 
(Frankreich) Jägerbataillon 291 

10.04. Warendorf Sportschule der Bundeswehr  

12.04. Parow/Kramerhof Marinetechnikschule 

02.05. Berlin-Gatow Kommando Luftwaffe 

02.05. Berlin-Gatow Luftwaffenmuseum 

02.05. Berlin-Gatow Betreuungsstelle für zivilberufliche Aus- und 
Weiterbildungen (ZAW) 

03.05. Bonn Kommando Streitkräftebasis 

03.05. Koblenz Bundeswehrkrankenhaus 

04.05. Koblenz  Bundesamt für Ausrüstung, Informationstechnik und 
Nutzung der Bundeswehr (BAAINBw) 

09.05. Pfullendorf Ausbildungszentrum Spezielle Operationen 

19.-22.05. Lourdes (Frankreich) 59. Internationale Soldatenwallfahrt

06.06. Hammelburg Ausbildungszentrum Infanterie 

08.06. Calw Kommando Spezialkräfte 

10.06. Storkow Tag der Bundeswehr 

13.06. Geilenkirchen NATO E-3A-Verband (AWACS) 

13.06. Geilenkirchen Zentrum für Verifikationsaufgaben der Bundeswehr 
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15.06. Munster Ausbildungszentrum Munster  

26.06. Brüssel (Belgien) NATO-Hauptquartier, Rat der Europäischen Union, 
EU-Militärstab, Europäisches Parlament 

05.-06.07. Vilnius/Rukla (Litauen) 

Deutsches Einsatzkontingent NATO enhanced Forward 
Presence 
Gemeinsamer Besuch mit dem Bundestagspräsidenten  
Prof. Dr. Norbert Lammert 

02.08. Bruchsal 
ABC-Abwehrkommando der Bundeswehr 
ABC-Abwehrbataillon 750 

03.08. Germersheim Luftwaffenausbildungsbataillon 

07.-08.08. Erbil (Irak) Deutsches Einsatzkontingent Ausbildungsunterstützung 
Nord-Irak 

21.-24.08. Bamako/Gao (Mali), 
Niamey (Niger) Deutsches Einsatzkontingent MINUSMA, EUTM Mali 

29.08. Palma de Mallorca (Spanien) Segelschulschiff „Mircea” (Rumänische Marine),
Ausbildungsfahrt deutscher Kadettinnen und Kadetten 

13.09. Fritzlar Kampfhubschrauberregiment 36 

13.09. Kassel Betreuungsstelle für zivilberufliche Aus- und 
Weiterbildungen (ZAW) 

16.-18.10. Norfolk/Washington (USA) NATO Allied Command Transformation, 
US Naval Base Norfolk 

01.11. Erfurt Logistikkommando der Bundeswehr 

07.11. Stetten am kalten Markt Artilleriebataillon 295  

29.11. Schwielowsee Einsatzführungskommando der Bundeswehr 

06.12. Wien/Graz (Österreich) 

Kommando Landstreitkräfte des Österreichischen Bun-
desheers 
Gemeinsamer Besuch mit der Parlamentarischen  
Bundesheerkommission der Republik Österreich 

18.-19.12. Amman/Al Azraq (Jordanien) Deutsches Einsatzkontingent COUNTER DAESH
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Begegnungen und Gespräche des Wehrbe-
auftragten  

Der Wehrbeauftragte nahm über die Truppenbesuche 
hinaus viele weitere auswärtige Termine wahr, die im 
Zusammenhang mit seinem gesetzlichen Auftrag 
standen. Dazu zählten internationale und nationale 
Konferenzen und Tagungen wie die Münchner Si-
cherheitskonferenz, die Berliner Sicherheitskonfe-
renz, das Kolloquium Innere Führung des ZInFü, die 
Jahrestagung des Reservistenverbands, die Hauptver-
sammlung des Bundeswehrverbands, die Vollver-
sammlung des Katholikenrates beim Katholischen 
Militärbischof, Veranstaltungen politischer Stiftun-
gen, Spieß- und Kommandeurstagungen, Delegati-
onsbesuche ausländischer Parlamentarier, militäri-
scher Ombudsleute und Soldatengruppen, aber auch 
zahlreiche Gespräche, etwa mit Gliederungen des 
Bundeswehrverbands, Stiftungen, GVPA und Reser-
visten, mit Bundestags- und Landtagsabgeordneten, 
Verantwortlichen im Verteidigungsministerium, mit 
Militärgeistlichen und den Spitzen von obersten Bun-
desbehörden, mit Wirtschaftsvertretern, Gewerk-
schaftern, Diplomaten und Journalisten.

Reisen von Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern 
des Wehrbeauftragten 

Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des Wehrbeauftrag-
ten hatten im Berichtsjahr insgesamt 66 Termine bei 
Truppenteilen, Stäben, Dienststellen und Behörden 
der Teilstreitkräfte und Organisationsbereiche. 

Besuchergruppen

Im Amt des Wehrbeauftragten wurden 86 Besucher-
gruppen durch den Wehrbeauftragten oder seine Mit-
arbeiterinnen und Mitarbeiter betreut. 38 davon wa-
ren internationale Gruppen mit Soldatinnen und Sol-
daten der Partnerschaftsseminare des Zentrums In-
nere Führung und verschiedener internationaler 
Streitkräfteseminare, unter anderem aus Litauen, 
Lettland, Estland, Polen, Frankreich, Ägypten, Slo-
wenien, den USA, Republik Korea, Albanien, Rumä-
nien, Großbritannien, Mazedonien, Bulgarien und 
Tunesien. 46 Besuchergruppen kamen aus den Teil-
streitkräften und Organisationsbereichen der Bun-
deswehr. Schließlich besuchten zwei Gruppen poli-
tisch interessierter Bürgerinnen und Bürger das Amt 
des Wehrbeauftragten. 
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14. Rechtsgrundlagen zu Amt und Aufgaben
des Wehrbeauftragten und zum Petiti-
onsrecht der Soldatinnen und Soldaten

Auszug aus dem Grundgesetz für die 
Bundesrepublik Deutschland

vom 23. Mai 1949 (BGBl. I S. 1), zuletzt geändert durch 
Artikel 1 des Gesetzes vom 13. Juli 2017  

(BGBl. I S. 2347)

Artikel 17 
Jedermann hat das Recht, sich einzeln oder in Ge-
meinschaft mit anderen schriftlich mit Bitten oder 
Beschwerden an die zuständigen Stellen und an die 
Volksvertretung zu wenden. 

Artikel 17a 
(1) Gesetze über Wehrdienst und Ersatzdienst kön-
nen bestimmen, dass für die Angehörigen der Streit-
kräfte und des Ersatzdienstes während der Zeit des 
Wehr- oder Ersatzdienstes das Grundrecht, seine 
Meinung in Wort, Schrift und Bild frei zu äußern und 
zu verbreiten (Artikel 5 Abs. 1 Satz 1 erster Halb-
satz), das Grundrecht der Versammlungsfreiheit (Ar-
tikel 8) und das Petitionsrecht (Artikel 17), soweit es 
das Recht gewährt, Bitten oder Beschwerden in Ge-
meinschaft mit anderen vorzubringen, eingeschränkt 
werden.  

(2) Gesetze, die der Verteidigung einschließlich des 
Schutzes der Zivilbevölkerung dienen, können be-
stimmen, dass die Grundrechte der Freizügigkeit 
(Artikel 11) und der Unverletzlichkeit der Wohnung 
(Artikel 13) eingeschränkt werden. 

Artikel 45b 
Zum Schutz der Grundrechte und als Hilfsorgan des 
Bundestages bei der Ausübung der parlamentari-
schen Kontrolle wird ein Wehrbeauftragter des Bun-
destages berufen. Das Nähere regelt ein Bundesge-
setz. 

Gesetz über den Wehrbeauftragten des 
Deutschen Bundestages

(Gesetz zu Artikel 45b des Grundgesetzes - 
WBeauftrG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
16. Juni 1982 (BGBl. I S. 677), zuletzt geändert durch
Artikel 15 Absatz 68 Dienstrechtsneuordnungsgesetz 

vom 5. Februar 2009 (BGBl. I S. 160) 

§ 1

Verfassungsrechtliche Stellung; Aufgaben 

(1) Der Wehrbeauftragte nimmt seine Aufgaben als 
Hilfsorgan des Bundestages bei der Ausübung der 
parlamentarischen Kontrolle wahr.  

(2) Der Wehrbeauftragte wird auf Weisung des Bun-
destages oder des Verteidigungsausschusses zur Prü-
fung bestimmter Vorgänge tätig. Eine Weisung kann 
nur erteilt werden, wenn der Verteidigungsausschuss 
den Vorgang nicht zum Gegenstand seiner eigenen 
Beratung macht. Der Wehrbeauftragte kann bei dem 
Verteidigungsausschuss um eine Weisung zur Prü-
fung bestimmter Vorgänge nachsuchen.  

(3) Der Wehrbeauftragte wird nach pflichtgemäßem 
Ermessen aufgrund eigener Entscheidung tätig, wenn 
ihm bei Wahrnehmung seines Rechts aus § 3 Nr. 4, 
durch Mitteilung von Mitgliedern des Bundestages, 
durch Eingaben nach § 7 oder auf andere Weise Um-
stände bekannt werden, die auf eine Verletzung der 
Grundrechte der Soldaten oder der Grundsätze der In-
neren Führung schließen lassen. Ein Tätigwerden des 
Wehrbeauftragten nach Satz 1 unterbleibt, soweit der 
Verteidigungsausschuss den Vorgang zum Gegen-
stand seiner eigenen Beratung gemacht hat. 

§ 2

Berichtspflichten 

(1) Der Wehrbeauftragte erstattet für das Kalender-
jahr dem Bundestag einen schriftlichen Gesamtbe-
richt (Jahresbericht).  

(2) Er kann jederzeit dem Bundestag oder dem Ver-
teidigungsausschuss Einzelberichte vorlegen.  

(3) Wird der Wehrbeauftragte auf Weisung tätig, so 
hat er über das Ergebnis seiner Prüfung auf Verlangen 
einen Einzelbericht zu erstatten. 

§ 3

Amtsbefugnisse 

Der Wehrbeauftragte hat in Erfüllung der ihm über-
tragenen Aufgaben die folgenden Befugnisse:  

1. Er kann vom Bundesminister der Verteidigung
und allen diesem unterstellten Dienststellen und
Personen Auskunft und Akteneinsicht verlangen.
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Diese Rechte können ihm nur verweigert werden, 
soweit zwingende Geheimhaltungsgründe entge-
genstehen. Die Entscheidung über die Verweige-
rung trifft der Bundesminister der Verteidigung 
selber oder sein ständiger Stellvertreter im Amt; 
er hat sie vor dem Verteidigungsausschuss zu ver-
treten. Aufgrund einer Weisung nach § 1 Abs. 2 
und bei einer Eingabe, der eine Beschwer des Ein-
senders zugrunde liegt, ist der Wehrbeauftragte 
berechtigt, den Einsender sowie Zeugen und 
Sachverständige anzuhören. Diese erhalten eine 
Entschädigung oder Vergütung nach dem Justiz-
vergütungs- und -entschädigungsgesetz. 

2. Er kann den zuständigen Stellen Gelegenheit zur
Regelung einer Angelegenheit geben.

3. Er kann einen Vorgang der für die Einleitung des
Straf- oder Disziplinarverfahrens zuständigen
Stelle zuleiten.

4. Er kann jederzeit alle Truppenteile, Stäbe, Dienst-
stellen und Behörden der Bundeswehr und ihre
Einrichtungen auch ohne vorherige Anmeldung
besuchen. Dieses Recht steht dem Wehrbeauftrag-
ten ausschließlich persönlich zu. Die Sätze 2 und
3 aus Nummer 1 finden entsprechende Anwen-
dung.

5. Er kann vom Bundesminister der Verteidigung zu-
sammenfassende Berichte über die Ausübung der
Disziplinargewalt in den Streitkräften und von den
zuständigen Bundes- und Landesbehörden statis-
tische Berichte über die Ausübung der Strafrechts-
pflege anfordern, soweit dadurch die Streitkräfte
oder ihre Soldaten berührt werden.

6. Er kann in Strafverfahren und disziplinargerichtli-
chen Verfahren den Verhandlungen der Gerichte
beiwohnen, auch soweit die Öffentlichkeit ausge-
schlossen ist. Er hat im gleichen Umfang wie der
Anklagevertreter und der Vertreter der Einlei-
tungsbehörde das Recht, die Akten einzusehen.
Die Befugnis aus Satz 1 steht ihm auch in Antrags- 
und Beschwerdeverfahren nach der Wehrdiszipli-
narordnung und der Wehrbeschwerdeordnung vor
den Wehrdienstgerichten sowie in Verfahren vor
den Gerichten der Verwaltungsgerichtsbarkeit,
die mit seinem Aufgabenbereich zusammenhän-
gen, zu; in diesen Verfahren hat er das Recht zur
Akteneinsicht wie ein Verfahrensbeteiligter.

§ 4

Amtshilfe 

Gerichte und Verwaltungsbehörden des Bundes, der 
Länder und der Gemeinden sind verpflichtet, dem 
Wehrbeauftragten bei der Durchführung der erforder-
lichen Erhebungen Amtshilfe zu leisten. 

§ 5

Allgemeine Richtlinien; Weisungsfreiheit 

(1) Der Bundestag und der Verteidigungsausschuss 
können allgemeine Richtlinien für die Arbeit des 
Wehrbeauftragten erlassen.  

(2) Der Wehrbeauftragte ist - unbeschadet des § 1 
Abs. 2 - von Weisungen frei. 

§ 6

Anwesenheitspflicht 

Der Bundestag und der Verteidigungsausschuss kön-
nen jederzeit die Anwesenheit des Wehrbeauftragten 
verlangen. 

§ 7

Eingaberecht des Soldaten 

Jeder Soldat hat das Recht, sich einzeln ohne Einhal-
tung des Dienstweges unmittelbar an den Wehrbeauf-
tragten zu wenden. Wegen der Tatsache der Anrufung 
des Wehrbeauftragten darf er nicht dienstlich gemaß-
regelt oder benachteiligt werden. 

§ 8

Anonyme Eingaben 

Anonyme Eingaben werden nicht bearbeitet. 

§ 9

Vertraulichkeit der Eingaben 

Wird der Wehrbeauftragte aufgrund einer Eingabe tä-
tig, so steht es in seinem Ermessen, die Tatsache der 
Eingabe und den Namen des Einsenders bekannt zu 
geben. Er soll von der Bekanntgabe absehen, wenn 
der Einsender es wünscht und der Erfüllung des Wun-
sches keine Rechtspflichten entgegenstehen. 

§ 10

Verschwiegenheitspflicht 

(1) Der Wehrbeauftragte ist auch nach Beendigung 
seines Amtsverhältnisses verpflichtet, über die ihm 
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amtlich bekannt gewordenen Angelegenheiten Ver-
schwiegenheit zu bewahren. Dies gilt nicht für Mit-
teilungen im dienstlichen Verkehr oder über Tatsa-
chen, die offenkundig sind oder ihrer Bedeutung nach 
keiner Geheimhaltung bedürfen.  

(2) Der Wehrbeauftragte darf, auch wenn er nicht 
mehr im Amt ist, über solche Angelegenheiten ohne 
Genehmigung weder vor Gericht noch außergericht-
lich aussagen oder Erklärungen abgeben. Die Geneh-
migung erteilt der Präsident des Bundestages im Ein-
vernehmen mit dem Verteidigungsausschuss.  

(3) Die Genehmigung, als Zeuge auszusagen, darf nur 
versagt werden, wenn die Aussage dem Wohl des 
Bundes oder eines deutschen Landes Nachteile berei-
ten oder die Erfüllung öffentlicher Aufgaben ernstlich 
gefährden oder erheblich erschweren würde.  

(4) Unberührt bleibt die gesetzlich begründete Pflicht, 
Straftaten anzuzeigen und bei Gefährdung der frei-
heitlichen demokratischen Grundordnung für deren 
Erhaltung einzutreten. 

§ 11

(weggefallen) 

§ 12

Unterrichtungspflichten durch Bundes- und Län-
derbehörden 

Die Justiz- und Verwaltungsbehörden des Bundes 
und der Länder sind verpflichtet, den Wehrbeauftrag-
ten über die Einleitung des Verfahrens, die Erhebung 
der öffentlichen Klage, die Anordnung der Untersu-
chung im Disziplinarverfahren und den Ausgang des 
Verfahrens zu unterrichten, wenn einer dieser Behör-
den die Vorgänge vom Wehrbeauftragten zugeleitet 
worden sind. 

§ 13

Wahl des Wehrbeauftragten 

Der Bundestag wählt in geheimer Wahl mit der Mehr-
heit seiner Mitglieder den Wehrbeauftragten. Vor-
schlagsberechtigt sind der Verteidigungsausschuss, 
die Fraktionen und so viele Abgeordnete, wie nach 
der Geschäftsordnung der Stärke einer Fraktion ent-
sprechen. Eine Aussprache findet nicht statt. 

§ 14

Wählbarkeit; Amtsdauer; Verbot einer anderen 
Berufsausübung; Eid; Befreiung vom Wehrdienst 

(1) Zum Wehrbeauftragten ist jeder/jede Deutsche 
wählbar, der/die das Wahlrecht zum Bundestag be-
sitzt und das 35. Lebensjahr vollendet hat. 

(2) Das Amt des Wehrbeauftragten dauert fünf Jahre. 
Wiederwahl ist zulässig.  

(3) Der Wehrbeauftragte darf kein anderes besoldetes 
Amt, kein Gewerbe und keinen Beruf ausüben und 
weder der Leitung und dem Aufsichtsrat eines auf Er-
werb gerichteten Unternehmens noch einer Regie-
rung oder einer gesetzgebenden Körperschaft des 
Bundes oder eines Landes angehören.  

(4) Der Wehrbeauftragte leistet bei der Amtsüber-
nahme vor dem Bundestag den in Artikel 56 des 
Grundgesetzes vorgesehenen Eid.  

(5) Der Wehrbeauftragte ist für die Dauer seines Am-
tes vom Wehrdienst befreit. 

§ 15

Rechtsstellung des Wehrbeauftragten; Beginn 
und Beendigung des Amtsverhältnisses 

(1) Der Wehrbeauftragte steht nach Maßgabe dieses 
Gesetzes in einem öffentlich-rechtlichen Amtsver-
hältnis. Der Präsident des Bundestages ernennt den 
Gewählten. 

(2) Das Amtsverhältnis beginnt mit der Aushändi-
gung der Urkunde über die Ernennung oder, falls der 
Eid vorher geleistet worden ist (§ 14 Abs. 4), mit der 
Vereidigung.  

(3) Das Amtsverhältnis endet außer durch Ablauf der 
Amtszeit nach § 14 Abs. 2 oder durch den Tod 

1. mit der Abberufung,
2. mit der Entlassung auf Verlangen.

(4) Der Bundestag kann auf Antrag des Verteidi-
gungsausschusses seinen Präsidenten beauftragen, 
den Wehrbeauftragten abzuberufen. Dieser Beschluss 
bedarf der Zustimmung der Mehrheit der Mitglieder 
des Bundestages.  

(5) Der Wehrbeauftragte kann jederzeit seine Entlas-
sung verlangen. Der Präsident des Bundestages 
spricht die Entlassung aus. 

§ 16

Sitz des Wehrbeauftragten; Leitender Beamter; 
Beschäftigte; Haushalt 

(1) Der Wehrbeauftragte hat seinen Sitz beim Bun-
destag. 
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(2) Den Wehrbeauftragten unterstützt ein Leitender 
Beamter. Weitere Beschäftigte werden dem Wehrbe-
auftragten für die Erfüllung seiner Aufgaben beigege-
ben. Die Beamten beim Wehrbeauftragten sind Bun-
destagsbeamte nach § 176 des Bundesbeamtengeset-
zes in der Fassung der Bekanntmachung vom 3. Ja-
nuar 1977 (BGBl. I S. 1, 795, 842), zuletzt geändert 
durch § 27 des Gesetzes vom 26. Juni 1981 (BGBl. I 
S. 553). Der Wehrbeauftragte ist Vorgesetzter der 
ihm beigegebenen Beschäftigten. 

(3) Die dem Wehrbeauftragten für die Erfüllung sei-
ner Aufgaben zur Verfügung zu stellende notwendige 
Personal- und Sachausstattung ist im Einzelplan des 
Bundestages in einem eigenen Kapitel auszuweisen. 

§ 17

Vertretung des Wehrbeauftragten 

(1) Der Leitende Beamte nimmt die Rechte des Wehr-
beauftragten mit Ausnahme des Rechts nach § 3 Nr. 
4 bei Verhinderung und nach Beendigung des Amts-
verhältnisses des Wehrbeauftragten bis zum Beginn 
des Amtsverhältnisses eines Nachfolgers wahr. § 5 
Abs. 2 findet entsprechende Anwendung. 

(2) Ist der Wehrbeauftragte länger als drei Monate 
verhindert, sein Amt auszuüben, oder sind nach Be-
endigung des Amtsverhältnisses des Wehrbeauftrag-
ten mehr als drei Monate verstrichen, ohne dass das 
Amtsverhältnis eines Nachfolgers begonnen hat, so 
kann der Verteidigungsausschuss den Leitenden Be-
amten ermächtigen, das Recht aus § 3 Nr. 4 wahrzu-
nehmen. 

§ 18

Amtsbezüge; Versorgung 

(1) Der Wehrbeauftragte erhält vom Beginn des Ka-
lendermonats an, in dem das Amtsverhältnis beginnt, 
bis zum Schluss des Kalendermonats, in dem das 
Amtsverhältnis endet, Amtsbezüge. § 11 Abs. 1 
Buchstaben a und b des Bundesministergesetzes sind 
mit der Maßgabe entsprechend anzuwenden, dass das 
Amtsgehalt und der Ortszuschlag 75 vom Hundert 
des Amtsgehaltes und des Ortszuschlages eines Bun-
desministers betragen. Die Amtsbezüge werden mo-
natlich im Voraus gezahlt. 

(2) Im Übrigen werden § 11 Abs. 2 und 4 und die 
§§ 13 bis 20 und 21a des Bundesministergesetzes ent-
sprechend angewandt mit der Maßgabe, dass an die 
Stelle der zweijährigen Amtszeit (§ 15 Abs. 1 des 
Bundesministergesetzes) eine fünfjährige Amtszeit 
tritt. Satz 1 gilt für einen Berufssoldaten oder Solda-
ten auf Zeit, der zum Wehrbeauftragten ernannt wor-

den ist, entsprechend mit der Maßgabe, dass für Sol-
daten auf Zeit bei Anwendung des § 18 Abs. 2 des 
Bundesministergesetzes an die Stelle des Eintritts in 
den Ruhestand die Beendigung des Dienstverhältnis-
ses tritt. 

(3) Die Vorschriften des Bundesreisekostengesetzes 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 13. No-
vember 1973 (BGBl. I S. 1621), zuletzt geändert 
durch die Verordnung vom 31. Mai 1979 (BGBl. I 
S. 618), der höchsten Reisekostenstufe und des Bun-
desumzugskostengesetzes in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 13. November 1973 (BGBl. I 
S. 1628), zuletzt geändert durch Artikel VII des Ge-
setzes vom 20. Dezember 1974 (BGBl. I S. 3716), für 
die infolge der Ernennung und Beendigung des Amts-
verhältnisses erforderlich werdenden Umzüge sind 
entsprechend anzuwenden. 

§ 19

(weggefallen) 

§ 20

(Inkrafttreten) 

Auszug aus der Geschäftsordnung des  
Deutschen Bundestages

in der Fassung der Bekanntmachung vom 2. Juli 1980 
(BGBl. I S. 1237), zuletzt geändert laut Bekanntma-

chung vom 12. Juni 2017 (BGBl. I S. 1877) 

§ 113
Wahl des Wehrbeauftragten 

Die Wahl des Wehrbeauftragten erfolgt mit verdeck-
ten Stimmzetteln (§ 49). 

§ 114
Berichte des Wehrbeauftragten 

(1) Die Berichte des Wehrbeauftragten überweist der 
Präsident dem Verteidigungsausschuss, es sei denn, 
dass eine Fraktion oder fünf vom Hundert der Mit-
glieder des Bundestages verlangen, ihn auf die Tages-
ordnung zu setzen. 

(2) Der Verteidigungsausschuss hat dem Bundestag 
Bericht zu erstatten. 

§ 115
Beratung der Berichte des Wehrbeauftragten 

(1) Der Präsident erteilt dem Wehrbeauftragten in der 
Aussprache über die von ihm vorgelegten Berichte 
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das Wort, wenn es von einer Fraktion oder von anwe-
senden fünf vom Hundert der Mitglieder des Bundes-
tages verlangt worden ist. 

(2) Die Herbeirufung des Wehrbeauftragten zu den 
Sitzungen des Bundestages kann von einer Fraktion 
oder von anwesenden fünf vom Hundert der Mitglie-
der des Bundestages verlangt werden; Absatz 1 findet 
entsprechende Anwendung. 

Verfahrensgrundsätze für die  
Zusammenarbeit zwischen dem

Petitionsausschuss  
und dem Wehrbeauftragten  

des Deutschen Bundestages 

1. Der Petitionsausschuss unterrichtet den Wehrbe-
auftragten von einer Petition, wenn sie einen Sol-
daten der Bundeswehr betrifft. Der Wehrbeauf-
tragte teilt dem Petitionsausschuss mit, ob bei ihm
in derselben Angelegenheit ein Vorgang entstan-
den ist und ob er tätig wird.

2. Der Wehrbeauftragte unterrichtet den Petitions-
ausschuss von einem Vorgang, wenn in derselben
Angelegenheit erkennbar dem Petitionsausschuss
eine Petition vorliegt. Sind der Petitionsausschuss
und der Wehrbeauftragte sachgleich befasst, so
wird der Vorgang grundsätzlich zunächst vom
Wehrbeauftragten bearbeitet.
Wird der Petitionsausschuss tätig, so teilt er dies
dem Wehrbeauftragten mit.

Der Wehrbeauftragte und der Petitionsausschuss
unterrichten sich regelmäßig schriftlich von dem
Fortgang der Bearbeitung und deren Ergebnis.

Auszug aus der Zentralen Dienstvorschrift 
A-2600/2

Wehrbeauftragtenangelegenheiten 

Inhaltsverzeichnis 
1 Verfassungsrechtliche Stellung der oder des 

Wehrbeauftragten 
2 Aufgaben und Befugnisse der oder des Wehr-

beauftragten 
2.1 Aufgaben  
2.2 Befugnisse 
3 Verfahrensregelungen 
3.1 Allgemein  
3.2 Bearbeitung 
3.3  Anhörungen 
3.4 Bearbeitung bei gleichzeitiger Beschwerde 
3.5 Bearbeitung in Zuständigkeit der jeweiligen 

Dienststelle 
3.6  Besuche der oder des Wehrbeauftragten 
4 Unterrichtung der Soldatinnen und Soldaten 
5 Datenschutz 
6 Vertrauensvolle Zusammenarbeit  

1 Verfassungsrechtliche Stellung der oder 
des Wehrbeauftragten 

101. Zum Schutz der Grundrechte und als Hilfsorgan 
des Bundestages bei der Ausübung der parla-
mentarischen Kontrolle wird eine Wehrbeauf-
tragte oder ein Wehrbeauftragter des Deutschen 
Bundestages berufen. Das Nähere bestimmt das 
Gesetz über den Wehrbeauftragten des Deut-
schen Bundestages (Gesetz zu Artikel 45b des 
Grundgesetzes) in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 16. Juni 1982 (Bundesgesetzblatt 
(BGBl) I S. 677), das zuletzt durch Artikel 15 
Absatz 68 Dienstrechtsneuordnungsgesetz vom 
5. Februar 2009 (BGBl I S. 160) geändert
wurde. 

2 Aufgaben und Befugnisse der oder des Wehr-
beauftragten 

2.1  Aufgaben 

201. Die oder der Wehrbeauftragte wird tätig 

• auf Weisung des Bundestages oder des Ver-
teidigungsausschusses zur Prüfung bestimm-
ter Vorgänge,
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• nach pflichtgemäßem Ermessen aufgrund ei-
gener Entscheidung, wenn ihr bzw. ihm auf
Grund

- ihrer bzw. seiner Besuche nach § 3 Num-
mer 4 des Gesetzes über den Wehrbeauf-
tragten des Deutschen Bundestages 
(WBeauftrG), 

- durch Mitteilung von Mitgliedern des 
Bundestages, 

- durch Eingaben gemäß § 7 WBeauftrG 

- oder auf andere Weise Umstände bekannt 
werden, die auf eine Verletzung der 
Grundrechte der Soldatinnen bzw. der 
Soldaten oder der Grundsätze der Inneren 
Führung schließen lassen. 

2.2  Befugnisse 

202. Die oder der Wehrbeauftragte hat in Erfüllung 
der ihr oder ihm übertragenen Aufgaben fol-
gende Befugnisse: 

a) Sie oder er kann von der Bundesministerin bzw.
dem Bundesminister der Verteidigung und allen
dieser bzw. diesem unterstellten Dienststellen
und Personen Auskunft und Akteneinsicht ver-
langen. Dieses Recht kann nur verweigert wer-
den, wenn zwingende Geheimhaltungsgründe
dem entgegenstehen. Die Entscheidung über die
Verweigerung trifft die Bundesministerin oder
der Bundesminister der Verteidigung.

b) Sie oder er kann auf Weisung des Deutschen
Bundestages oder des Verteidigungsausschusses
und bei einer Eingabe, der eine Beschwerde des
Einsenders bzw. der Einsenderin zugrunde liegt,
den Einsender oder die Einsenderin sowie Zeu-
gen bzw. Zeuginnen und Sachverständige anhö-
ren.

c) Sie oder er hat jederzeit Besuchsrecht bei Trup-
penteilen, Stäben, Dienststellen und Behörden
der Bundeswehr und ihren Einrichtungen, auch
ohne vorherige Anmeldung. Dieses Besuchs-
recht ist der oder dem Wehrbeauftragten persön-
lich vorbehalten. Dieses Recht steht nach Er-
mächtigung durch den Verteidigungsausschuss
auch der Leitenden Beamtin oder dem Leitenden
Beamten zu. Die Wahrnehmung dieses Rechtes
kann nur verweigert werden, soweit zwingende
Geheimhaltungsgründe dem entgegenstehen.
Dazu ist die Entscheidung der Bundesministerin
oder des Bundesministers der Verteidigung über
das Bundesministerium der Verteidigung
Führungsstab der Streitkräfte III 2 (BMV

FüSK III 2) unverzüglich einzuholen. 

d) Sie oder er kann auch nichtöffentlichen Ver-
handlungen der Strafgerichte oder der Verwal-
tungsgerichte, die mit ihrem oder seinem Aufga-
benbereich zusammenhängen, und der Wehr-
dienstgerichte beiwohnen. In diesen Verfahren
hat sie oder er das Recht zur Akteneinsicht wie
eine Verfahrensbeteiligte bzw. ein Verfahrens-
beteiligter.

e) Sie oder er kann den zuständigen Stellen Gele-
genheit zur Regelung einer Angelegenheit ge-
ben.

f) Sie oder er kann einen Vorgang der Stelle zulei-
ten, die für die Einleitung eines Straf- oder
Disziplinarverfahrens zuständig ist.

203. Mit Ausnahme des Besuchsrechts nach Nr. 202 
Buchstabe c) können die Befugnisse auch von 
den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern der oder 
des Wehrbeauftragten wahrgenommen werden. 
Informationsbesuche der Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter sind vorher anzumelden. 

3 Verfahrensregelungen 

3.1 Allgemein 

301. Wehrbeauftragtenangelegenheiten sind vor-
dringlich zu bearbeiten. Bei längerer Dauer der 
Bearbeitung ist die oder der Wehrbeauftragte in 
angemessenen Zeitabständen über den Stand der 
Angelegenheit durch die Dienststelle zu unter-
richten, die die Stellungnahme abzugeben hat. 

Wenn im Zusammenhang mit einem Ersuchen 
der oder des Wehrbeauftragten um Auskunft 
oder Akteneinsicht sowie bei Besuchen Zweifel 
bestehen, ob zwingende Geheimhaltungsgründe 
dem Ersuchen entgegenstehen, ist unverzüglich 
die Entscheidung der Bundesministerin oder des 
Bundesministers der Verteidigung über das 
BMVg FüSK III 2 einzuholen. Die oder der 
Wehrbeauftragte ist hierüber zu unterrichten. 

3.2 Bearbeitung 
302. Schreibt die oder der Wehrbeauftragte persön-

lich Angehörige der Bundeswehr an, antwortet 
diejenige bzw. derjenige, an die bzw. den das 
Schreiben gerichtet ist. Schreibt die oder der 
Wehrbeauftragte eine Dienststelle an, antwortet 
die Dienststellenleiterin bzw. der Dienststellen-
leiter. Die abschließende Stellungnahme ist 
grundsätzlich durch die Dienststellenleitung 
selbst zu zeichnen. 
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303. Erforderliche Untersuchungen führt die oder der 
jeweils zuständige Disziplinarvorgesetzte durch. 
Festgestellte Mängel sind abzustellen. Gleiches 
gilt, wenn eine Dienststelle der Bundeswehr 
durch das BMVg mit der Beantwortung eines 
Ersuchens der oder des Wehrbeauftragten beauf-
tragt wurde. 

304.  Die Bearbeitung von Angelegenheiten der oder 
des Wehrbeauftragten innerhalb des BMVg 
richtet sich nach den entsprechenden Regelun-
gen der Ergänzenden Geschäftsordnung des 
BMVg. 

305. Werden übergeordnete Vorgesetzte zu einer 
Stellungnahme aufgefordert, so veranlassen sie 
die Überprüfung des Sachverhaltes und übersen-
den das ihnen vorgelegte Untersuchungsergeb-
nis zusammen mit der eigenen Stellungnahme an 
die Wehrbeauftragte oder den Wehrbeauftrag-
ten. 

306. Wird der dem BMVg nachgeordnete Bereich mit 
Vorgängen von der Wehrbeauftragten bzw. dem 
Wehrbeauftragten unmittelbar, d. h. ohne Ein-
bindung des Ministeriums, befasst, gilt grund-
sätzlich die Zentrale Dienstvorschrift A-500/1 
„Zusammenarbeit des BMVg mit den Dienst-
stellen des nachgeordneten Bereiches“. Bei Vor-
gängen mit Bedeutung für die Leitung des 
BMVg ist die entsprechende fachliche Stelle im 
BMVg nachrichtlich zu beteiligen. In Fällen von 
herausgehobener grundsätzlicher bzw. strategi-
scher Bedeutung ist der ministeriellen fachlich 
zuständigen Stelle vor Abgang auf dem Dienst-
weg zu berichten. Das Referat FüSK III 2 ist in 
beiden Fällen nachrichtlich zu beteiligen. 

307. Stellungnahmen von Dienststellen der Bundes-
wehr, die nach Ersuchen durch die Wehrbeauf-
tragte oder den Wehrbeauftragten aufgrund von 
Meldungen gemäß der Zentralen Dienstvor-
schrift A-2640/34 „Meldewesen Innere und So-
ziale Lage der Bundeswehr“ oder gemäß der 
Zentralen Dienstvorschrift A-200/5 „Meldewe-
sen der Bundeswehr“ Besondere Vorkommnisse 
in den unten genannten Fällen oder aufgrund 
von Eingaben abgegeben wurden, sind unmittel-
bar mit den entstandenen wesentlichen Vorgän-
gen nach Abgang über das Zentrum Innere Füh-
rung, Bereich Innere und Soziale Lage, dem 
BMVg FüSK III 2 vorzulegen. 

Dies betrifft 
• Eingaben oder Meldungen mit „Verdacht

auf Straftaten nach dem Wehrstrafgesetz“
gemäß A-2640/34 Nrn. 321 bis 325,

• Eingaben oder Meldungen mit „Verdacht
auf Sexualstraftaten und sexuelle Belästi-
gung von oder an Bundeswehrangehörigen“
(A-2640/34 Nrn. 341 und 342),

• Eingaben oder Meldungen mit „Verdacht
auf Spionage, Extremismus oder Verstoß
gegen die freiheitliche demokratische
Grundordnung, ausgeführt von oder an
Bundeswehrangehörigen“ (A-2640/34 Nrn.
361 bis 363).

308. Darüber hinaus sind auf Anforderung dem 
BMVg alle von Dienststellen der Bundeswehr 
abgegebenen Stellungnahmen mit den entstan-
denen wesentlichen Vorgängen nach Abgang 
auf dem Dienstweg vorzulegen, wenn 

• der Angelegenheit politische oder öffentli-
che/mediale Bedeutung beizumessen ist
oder

• in der Sache ein gerichtliches Disziplinar-
verfahren oder ein Strafverfahren eingeleitet
wurde oder die Einleitung zu erwarten ist.

309. Soweit Soldatinnen oder Soldaten im Zusam-
menhang mit ihren Eingaben an die Wehrbeauf-
tragte oder den Wehrbeauftragten die behan-
delnden Ärzte und Ärztinnen oder ärztlichen 
Gutachter und Gutachterinnen von deren ärztli-
cher Schweigepflicht entbinden, bezieht sich 
dies im Zweifel ausschließlich auf deren Stel-
lungnahmen unmittelbar gegenüber der bzw. 
dem Wehrbeauftragten. 

Mehrausfertigungen dieser Stellungnahmen 
sowie beigefügte Anlagen, die anderen Dienst-
stellen im Geschäftsbereich des BMVg auf dem 
Dienstweg vorzulegen sind, dürfen keine Tatsa-
chen oder Wertungen enthalten, die der ärztli-
chen Schweigepflicht unterliegen. 

310. Die an die Wehrbeauftragte oder den Wehrbe-
auftragten gerichteten Stellungnahmen sind ge-
gebenenfalls so abzufassen, dass die der ärztli-
chen Schweigepflicht unterliegenden Aussagen 
in einer besonderen Anlage zusammengefasst 
und nur der oder dem Wehrbeauftragten unmit-
telbar mit dem Originalschreiben übersandt wer-
den. 

311. Über Eingaben, deren Inhalt und entsprechende 
Stellungnahmen haben alle Beteiligten auch un-
tereinander die Pflicht zur Verschwiegenheit ge-
mäß den gesetzlichen bzw. tarifvertraglichen 
Regelungen (z. B. § 14 des Soldatengesetzes, 
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§ 67 des Bundesbeamtengesetzes und § 37 Be-
amtenstatusgesetzes, § 3 Abs. 1 des Tarifvertra-
ges für den öffentlichen Dienst) zu beachten, so-
weit es nicht die unmittelbare Bearbeitung der 
Eingabe betrifft. 

312. Den Vorgang zur Prüfung einer Belehrung aus-
zuwerten, ist erst nach Abschluss des Verfahrens 
zulässig. Die Namen der Beteiligten dürfen hier-
bei nicht bekanntgegeben werden. Insbesondere 
bei Vernehmungen von Soldatinnen und Solda-
ten oder von Zeuginnen und Zeugen ist diesen 
nur der Teil einer Eingabe zur Kenntnis zu ge-
ben, der sie selbst betrifft oder zu dem sie ver-
nommen werden. 

313. Grundsätzlich wird ein Verfahren durch ein 
Schreiben der oder des Wehrbeauftragten abge-
schlossen. Teilt die oder der Wehrbeauftragte 
den Abschluss des Verfahrens mit, so ist dies mit 
dem Ergebnis ihrer oder seiner Prüfung den be-
teiligten Dienststellen und den von der Eingabe 
betroffenen Personen bekanntzugeben. 

314. Eingaben, welche die oder der Wehrbeauftragte 
Dienststellen der Bundeswehr zur Stellung-
nahme übersendet, dürfen nur dann als Be-
schwerden nach der Wehrbeschwerdeordnung 
(WBO) behandelt werden, wenn eine solche 
Umdeutung dem ausdrücklichen Willen der Pe-
tentin oder des Petenten entspricht. 

3.3 Anhörungen 

315. Macht die oder der Wehrbeauftragte von dem 
Recht auf Auskunft und Akteneinsicht (Nr. 202 
Buchstabe a)) Gebrauch, ist dies in jeder Hin-
sicht zu unterstützen. Für die Anhörung ist, so-
weit erforderlich, Dienstbefreiung oder Sonder-
urlaub gemäß § 9 der Soldatenurlaubsverord-
nung (SUV) in Verbindung mit Nr. 307 der 
Zentralen Dienstvorschrift A-1420/12 „Ausfüh-
rung der Soldatinnen- und Soldatenurlaubsver-
ordnung“ zu erteilen. 

316. Soweit über Angelegenheiten angehört werden 
soll, die der Pflicht zur Verschwiegenheit unter-
liegen, können Anzuhörende über Vorgänge bis 
zum Verschlussgrad „Verschlusssache - Nur für 
den Dienstgebrauch“ (VS-NfD) aussagen. Bei 
Vorgängen mit höherem Verschlussgrad hat die 
oder der Anzuhörende die Aussagegenehmi-
gung über die zuständigen Disziplinarvorgesetz-
ten einzuholen. Bei Mitarbeiterinnen bzw. Mit-
arbeitern sind die beamten- und tarifrechtlichen 
Regelungen entsprechend anzuwenden. 

317. Können die zuständigen Disziplinarvorgesetzten 
die Genehmigung nicht erteilen, holen sie die 
Entscheidung ihrer Vorgesetzten ein. Die Ge-
nehmigung zu versagen, bleibt dem BMVg 
FüSK III 2 vorbehalten. 

318. Die angehörten Personen werden entsprechend 
dem Justizvergütungs- und Justizentschädi-
gungsgesetz vom 5. Mai 2004 (BGBl I S. 718, 
776), das zuletzt durch Artikel 13 des Gesetzes 
vom 5. Dezember 2012 (BGBl I S. 2418) geän-
dert worden ist, entschädigt. Diese erfolgt auf 
Antrag durch das Amt der oder des Wehrbeauf-
tragten. 

3.4  Bearbeitung bei gleichzeitiger Beschwerde 

319. Wurde eine Beschwerde nach der WBO, ein-
schließlich der Disziplinarbeschwerde nach § 42 
der Wehrdisziplinarordnung (WDO), eingelegt 
und liegt in gleicher Angelegenheit eine Einga-
beangelegenheit vor, so ist die oder der Wehrbe-
auftragte über Sachstand und Fortgang der 
Beschwerdesache zu unterrichten. Eine Mehr-
ausfertigung der Entscheidung ist ihr bzw. ihm 
unverzüglich zuzuleiten. Die Einlegung eines 
Rechtsmittels sowie die Unanfechtbarkeit der 
Beschwerdeentscheidung sind gesondert mitzu-
teilen. 

320. Geht eine Eingabeangelegenheit über eine ein-
gelegte Beschwerde nach der WBO hinaus, ist 
bezüglich dieses Teils der Eingabe wie bei sons-
tigen Eingaben zu verfahren. 

321. Werden aufgrund einer Eingabeangelegenheit 
disziplinare Ermittlungen aufgenommen, so ist 
die oder der Wehrbeauftragte hiervon zu unter-
richten. Nach Abschluss des Verfahrens ist der 
oder dem Wehrbeauftragten die getroffene Ent-
scheidung mitzuteilen. In einem gerichtlichen 
Disziplinarverfahren sind durch die Einleitungs-
behörde oder die für sie tätige Wehrdisziplinar-
anwaltschaft auch wesentliche Zwischenent-
scheidungen mitzuteilen. 

322. Durch eine Eingabe an die Wehrbeauftragte oder 
den Wehrbeauftragten werden die Rechtsbe-
helfe nach der WBO und der WDO nicht ersetzt. 
Selbst wenn eine Eingabe an die Wehrbeauf-
tragte oder den Wehrbeauftragten als Be-
schwerde oder als Antrag nach der WBO oder 
der WDO anzusehen ist, werden die dort festge-
legten Fristen nur dann gewahrt, wenn die Ein-
gabe innerhalb dieser Frist bei der für die Entge-
gennahme der Beschwerde oder des Antrags zu-
ständigen Stelle eingeht. 
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3.5 Bearbeitung in Zuständigkeit der jeweiligen 
Dienststelle 

323. Für die Bearbeitung von Vorgängen, die die oder 
der Wehrbeauftragte Dienststellen der Bundes-
wehr zur Regelung in eigener Zuständigkeit 
übersendet, gilt Folgendes: 

a) Richtet sich der Vorgang gegen eine Soldatin
oder einen Soldaten, ist er der oder dem zu-
ständigen nächsten Disziplinarvorgesetzten
zuzuleiten.

b) Sonstige Vorgänge sind der Stelle zuzuleiten,
die den Gegenstand des Vorgangs zu beurtei-
len hat.

324. Die in Nr. 323 Buchstabe b) bezeichnete Stelle 
hat der Einsenderin bzw. dem Einsender auf 
dem Dienstweg einen Bescheid zu erteilen, der 
auch mündlich durch die zuständigen Diszipli-
narvorgesetzten eröffnet werden kann. 

3.6  Besuche der oder des Wehrbeauftragten 

325. Besuche der oder des Wehrbeauftragten aus be-
sonderem Anlass (z. B. in Zusammenhang mit 
Besonderen Vorkommnissen oder mehreren 
gleichlautenden oder ähnlichen Eingaben im Be-
reich desselben Truppenteils bzw. derselben 
Dienststelle) sind durch die betroffenen Dienst-
stellenleiter bzw. Dienstellenleiterinnen dem 
BMVg fernschriftlich/per Mail nach folgendem 
Muster zu melden: 

Bundesministerium der Verteidigung  
FüSK III 2 
Stauffenbergstraße 18 
10785 Berlin 
(Mail: BMVgFueSKIII2@BMVg.BUND.DE) 

nachrichtlich auf dem Dienstweg: 

Höhere Kommandobehörden und Bundesober-
behörden aller Organisationsbereiche oder dem 
BMVg unmittelbar unterstellte militärische 
Dienststellen 

(Kdo H, Kdo Lw, MarKdo, KdoSKB, 
KdoSanDstBw, EinsFüKdoBw, PlgABw, 
LufABw, BAPersBw, BAAINBw, BAIUDBw, 
BSprA, BiZBw, UniBw HH/M, EKA, KMBA, 
BWDA) 

Inhalt: 
Betr.: Truppenbesuch der bzw. des Wehrbeauf-
tragten aus besonderem Anlass 
• Zeitpunkt
• Truppenteil/Dienststelle

• Standort und Unterkunft
• Anlass

4 Unterrichtung der Soldatinnen und Soldaten 

Alle Soldatinnen und Soldaten sind über die 
Aufgaben und Befugnisse der oder des Wehrbe-
auftragten zu Beginn der Grundausbildung und 
erneut nach Versetzung in die Stammeinheit 
durch ihre Disziplinarvorgesetzten zu unterrich-
ten. 

401. Jede Soldatin und jeder Soldat hat das Recht, 
sich unmittelbar, ohne Einhaltung des Dienstwe-
ges, mit Eingaben an die Wehrbeauftragte oder 
den Wehrbeauftragten zu wenden. 

402. Die Anschrift lautet: 

Die bzw. Der Wehrbeauftragte des Deutschen 
Bundestages  
Platz der Republik 1 
11011 Berlin 

(Mail: wehrbeauftragter@bundestag.de) 

Die Anschrift ist gemäß Zentralrichtlinie 
A2-2630/0-0-2 „Leben in der militärischen Ge-
meinschaft“ Nr. 329 durch Aushang an der In-
formationstafel oder dem Informationsportal in 
der Einheit/Dienststelle bekannt zu geben. 

403. Eingaben/Schreiben von Bundeswehrangehöri-
gen an die Wehrbeauftragte oder den Wehrbe-
auftragten werden auch mit Dienstpost beför-
dert. Sie können in der Einheit/Dienststelle ab-
gegeben werden. 

404. Soldatinnen oder Soldaten können sich nur ein-
zeln an die Wehrbeauftragte oder den Wehrbe-
auftragten wenden. 

405. Anonyme Eingaben werden nicht bearbeitet 
(§ 8 WBeauftrG). 

406. Wendet sich eine Soldatin oder ein Soldat vor 
Abfassung einer Eingabe an ihre oder seine Dis-
ziplinarvorgesetzte bzw. ihren oder seinen Dis-
ziplinarvorgesetzten, ist ihr bzw. ihm Rat und 
Hilfe zu gewähren. Es ist ein Dienstvergehen 
und zugleich eine Straftat nach § 35 des Wehr-
strafgesetzes, wenn Vorgesetzte durch Befehle, 
Drohungen, Versprechungen, Geschenke oder 
sonst auf pflichtwidrige Weise Untergebene da-
von abhalten, Eingaben an die Wehrbeauftragte 
oder den Wehrbeauftragten zu richten oder Ein-
gaben unterdrücken. Auch der Versuch ist straf-
bar und kann als Dienstvergehen geahndet wer-
den. 
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407. Die Soldatin oder der Soldat darf nicht dienstlich 
gemaßregelt oder benachteiligt werden, weil sie 
bzw. er sich mit einer Eingabe an die Wehrbe-
auftragte oder den Wehrbeauftragten gewandt 
hat. Die Beachtung des Benachteiligungsverbo-
tes gemäß § 7 Satz 2 WBeauftrG ist sicherzustel-
len. Enthält die Eingabe Dienstpflichtverletzun-
gen oder Straftaten, z. B. Beleidigungen oder 
Verleumdungen, kann dies als Dienstvergehen 
disziplinar geahndet oder strafgerichtlich ver-
folgt werden (vgl. Nr. 3323 der Zentralen 
Dienstvorschrift A-2160/6 „Wehrdiszipli-
narordnung und Wehrbeschwerdeordnung“). 

408. Unterlagen, die höher als VS-NfD eingestuft 
sind, dürfen Soldatinnen und Soldaten ihren 
Eingaben an die Wehrbeauftragte bzw. den 
Wehrbeauftragten nicht beifügen. Dieses Verbot 
erstreckt sich auch auf die Darstellung von ein-
zelnen Tatsachen, die ihres oder seines Wissens 
nach einem höheren Geheimhaltungsgrad als 
VS-NfD unterliegen. Erscheint die Mitteilung 
solcher Umstände aus Sicht der Petentin oder 
des Petenten erforderlich, kann in der Eingabe 
darauf hingewiesen werden oder die Petentin 
bzw. der Petent nimmt unmittelbar Kontakt mit 
dem Amt der bzw. des Wehrbeauftragten auf, 
um ihr bzw. sein Anliegen unter Beachtung der 
Geheimschutzvorschriften vorzutragen. 

409. Der oder dem Wehrbeauftragten ist auf Anfrage 
grundsätzlich Auskunft über die in Nr. 408 ge-
nannten Unterlagen und Tatsachen sowie Ak-
teneinsicht in Unterlagen zu gewähren, die hö-
her als VS-NfD eingestuft sind. Eine entspre-
chende Anfrage darf nur aus zwingenden Grün-
den der Geheimhaltung durch die Bundesminis-
terin oder den Bundesminister der Verteidigung

 selbst oder ihre bzw. seine ständige Vertreterin 
oder ihren bzw. seinen ständigen Vertreter im 
Amt versagt werden (vgl. § 3 Nr. 1 WBeauftrG). 
Anfragen von Dienststellen zur Entscheidung 
sind über das BMVg FüSK III 2 vorzulegen. 

Die Hinweise in den Nrn. 202 Buchstabe a), 
Buchstabe c), 301, 316 und 317 sind dabei zu 
beachten. 

5 Datenschutz 

501. Das Bundesdatenschutzgesetz (BDSG) sowie 
die Zentrale Dienstvorschrift A-2122/4 „Daten-
schutz“ sind bei der Bearbeitung von Wehrbe-
auftragtenangelegenheiten (Einholung von Stel-
lungnahmen, Anfertigung von Berichten/Vorla-
gen, Übersendung von Antwortschreiben usw.) 
zu beachten. Hierbei sind die in der A-2122/4 
vorgesehenen Sicherungsmaßnahmen – bis hin 
zum Schutzbereich 3 – zu berücksichtigen. 

6 Vertrauensvolle Zusammenarbeit 

601. Von allen Vorgesetzten wird erwartet, vertrau-
ensvoll mit der oder dem Wehrbeauftragten zu-
sammenzuarbeiten und ihr bzw. ihm damit die 
Möglichkeit zu geben, sich schnell und gründ-
lich zu unterrichten. 

Das Verständnis der Soldatinnen und Soldaten 
für unsere Staats- und Rechtsordnung, Ver-
trauen zur Demokratie, aber auch zur Bundes-
wehr können damit wesentlich gefördert wer-
den. 

602. Alle Disziplinarvorgesetzten sind aufgefordert, 
Erfahrungen in der Anwendung dieser Zentralen 
Dienstvorschrift auf dem Dienstweg an BMVg 
FüSK III 2 zu melden.
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15. Organisationsplan des Amts des Wehrbeauftragten

Wehrbeauftragter
Dr. Hans-Peter Bartels 

Persönlicher Mitarbeiter
Martin Weinert 

Leitender Beamter
MDg Wolfgang Müller 

WB 1

Grundsatz- 
angelegen-
heiten / 
Grundsätze 
der Inneren 
Führung / In-
nerer  
Dienst 

WB 2

Menschen-
führung in 
der Bundes-
wehr / Solda-
ten im Aus-
land 

WB 3

Vereinbarkeit 
von Familie  
und Dienst / 
Freiwilliger 
Wehrdienst / 
Frauen in den 
Streitkräften 
und Angele-
genheiten der 
Reservisten 

WB 4

Personal- 
angelegen-
heiten der 
Berufssolda-
ten und 
Soldaten auf 
Zeit 

WB 5

Fürsorge- 
angelegen- 
heiten 

WB 6

Truppen- 
und Infor-
mations- 
besuche / 
Presse- und 
Öffentlich-
keitsarbeit / 
Militärfach-
liche Fragen

MR’n 
Zender 

MR 
Meyer 

MR’n 
Werner 

MR 
Tegethoff 

MR 
Plaster 

MR’n 
Bischoff 

Postanschrift
Platz der Republik 1 
11011 Berlin 

Besucheranschrift:
Neustädtische Kirchstraße 15 
10117 Berlin 
Telefon: +49 30 227-38100 
Fax: +49 30 227-38283 
IVBB-Rufnummer: +49 30 1818-38100 
wehrbeauftragter@bundestag.de 
www.bundestag.de/parlament/wehrbeauftragter 
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